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2 2 3 . Bundesgesetz vom 15. Juni 1972 über
die Besteuerung der Umsätze (Umsatzsteuer-

gesetz 1972)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Steuerbare Umsätze
§ 1. (1) Der Umsatzsteuer unterliegen die

folgenden Umsätze:
1. Die Lieferungen und sonstigen Leistungen,

die ein Unternehmer im Inland gegen Entgelt
im Rahmen seines Unternehmens ausführt. Die
Steuerpflicht wird nicht dadurch ausgeschlossen,
daß der Umsatz auf Grund gesetzlicher oder
behördlicher Anordnung bewirkt wird oder kraft
gesetzlicher Vorschrift als bewirkt gilt;

2. der Eigenverbrauch. Eigenverbrauch liegt
vor,

a) wenn ein Unternehmer im Inland Gegen-
stände, die seinem Unternehmen dienen,
für Zwecke verwendet oder verwenden
läßt, die außerhalb des Unternehmens lie-
gen,

b) soweit ein Unternehmer im Inland Auf-
wendungen tätigt, die nach § 12 des Ein-
kommensteuergesetzes 1967 nicht abzugs-
fähig sind. Dies gilt nicht für Geldzu-
wendungen;

3. die Einfuhr von Waren im Sinne des Zoll-
gesetzes (Einfuhrumsatzsteuer). Eine Einfuhr liegt
vor, wenn eine Ware aus dem Zollausland in
das Zollgebiet gelangt.

(2) Inland ist das Bundesgebiet. Ausland ist
das Gebiet, das hienach nicht Inland ist.

(3) Wird ein Umsatz im Inland ausgeführt, so
kommt es für die Besteuerung nicht darauf an,
ob der Unternehmer österreichischer Staatsbürger
ist, seinen Wohnsitz oder seinen Sitz im Inland
hat, im Inland eine Betriebsstätte unterhält, die
Rechnung ausstellt oder die Zahlung empfängt.

Unternehmer, Unternehmen

§ 2. (1) Unternehmer ist, wer eine gewerbliche
oder berufliche Tätigkeit selbständig ausübt. Das

Unternehmen umfaßt die gesamte gewerbliche
oder berufliche Tätigkeit des Unternehmers.
Gewerblich oder beruflich ist jede nachhaltige
Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen, auch
wenn die Absicht, Gewinn zu erzielen, fehlt oder
eine Personenvereinigung nur gegenüber ihren
Mitgliedern tätig wird.

(2) Die gewerbliche oder berufliche Tätigkeit
wird nicht selbständig ausgeübt,

1. soweit natürliche Personen, einzeln oder
zusammengeschlossen, einem Unternehmen derart
eingegliedert sind, daß sie den Weisungen des
Unternehmers zu folgen verpflichtet sind;

2. wenn eine juristische Person dem Willen
eines Unternehmers derart untergeordnet ist, daß
sie keinen eigenen Willen hat. Eine juristische
Person ist dem Willen eines Unternehmers dann
derart untergeordnet, daß sie keinen eigenen
Willen hat (Organgesellschaft), wenn sie nach dem
Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse finan-
ziell, wirtschaftlich und organisatorisch in sein
Unternehmen eingegliedert ist.

(3) Die Körperschaften des öffentlichen Rechts
sind nur im Rahmen ihrer Betriebe gewerblicher
Art (§ 2 des Körperschaftsteuergesetzes 1966)
und ihrer land- oder forstwirtschaftlichen Be-
triebe gewerblich oder beruflich tätig. Als Be-
triebe gewerblicher Art im Sinne dieses Bundes-
gesetzes gelten jedoch stets Wasserwerke, Schlacht-
höfe, Anstalten zur Müllbeseitigung, zur Tierkör-
pervernichtung und zur Abfuhr von Spülwasser
und Abfällen sowie die Vermietung und Verpach-
tung von Grundstücken durch öffentlich-recht-
liche Körperschaften.

(4) Als gewerbliche oder berufliche Tätigkeit
gilt auch

1. die Tätigkeit der Träger der Sozialversiche-
rung und ihrer Verbände, der Krankenfürsorge-
einrichtungen im Sinne des § 2 Abs. 1 Z. 2 des
Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsge-
setzes, BGBl. Nr. 200/1967, sowie der Träger
des öffentlichen Fürsorgewesens, soweit diese im
Rahmen der Mutterschafts-, Säuglings- und
Jugendfürsorge, der allgemeinen Fürsorge (Sozial-
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hilfe), der Kriegsopferversorgung, der Behinder-
tengesetze oder der Blindenhilfegesetze tätig
werden,

2. die Tätigkeit des Bundes, soweit sie in der
Beförderung von Personen im Linien- und Ge-
legenheitsverkehr der Post oder in der Duldung
der Benützung von Bundesstraßen gegen ein
bundesgesetzlich vorgesehenes Entgelt besteht.

(5) Funktionäre im Sinne des § 22 Z. 4 des
Einkommensteuergesetzes 1967 sind in Aus-
übung ihrer Funktionen nicht gewerblich oder
beruflich tätig.

Lieferung, sonstige Leistung

§ 3. (1) Lieferungen sind Leistungen, durch
die ein Unternehmer den Abnehmer oder in
dessen Auftrag einen Dritten befähigt, im eigenen
Namen über einen Gegenstand zu verfügen. Die
Verfügungsmacht über den Gegenstand kann von
dem Unternehmer selbst oder in dessen Auftrag
durch einen Dritten verschafft werden.

(2) Schließen mehrere Unternehmer über den-
selben Gegenstand Umsatzgeschäfte ab und wer-
den diese Geschäfte dadurch erfüllt, daß der
erste Unternehmer dem letzten Abnehmer in der
Reihe unmittelbar die Verfügungsmacht über den
Gegenstand verschafft, so gilt die Lieferung an
den letzten Abnehmer gleichzeitig als Lieferung
eines jeden Unternehmers in der Reihe (Reihen-
geschäft).

(3) Beim Kommissionsgeschäft liegt zwischen
dem Kommittenten und dem Kommissionär eine
Lieferung vor. Bei der Verkaufskommission gilt
die Lieferung des Kommittenten erst mit der
Lieferung durch den Kommissionär als ausge-
führt.

(4) Hat der Unternehmer die Bearbeitung oder
die Verarbeitung eines vom Auftraggeber bei-
gestellten Gegenstandes übernommen und ver-
wendet er hiebei Stoffe, die er selbst beschafft,
so ist die Leistung als Lieferung anzusehen, wenn
es sich bei den Stoffen nicht nur um Zutaten
oder sonstige Nebensachen handelt (Werkliefe-
rung). Das gilt auch dann, wenn die Gegen-
stände mit dem Grund und Boden fest ver-
bunden werden.

(5) Hat ein Abnehmer dem Lieferer die Neben-
erzeugnisse oder Abfälle, die bei der Bearbei-
tung oder Verarbeitung des ihm übergebenen
Gegenstandes entstehen, zurückzugeben, so be-
schränkt sich die Lieferung auf den Gehalt des
Gegenstandes an den Bestandteilen, die dem Ab-
nehmer verbleiben. Das gilt auch dann, wenn
der Abnehmer an Stelle der bei der Bearbeitung
oder Verarbeitung entstehenden Nebenerzeug-
nisse oder Abfälle Gegenstände gleicher Art
zurückgibt, wie sie in seinem Unternehmen regel-
mäßig anfallen.

(6) Als Bearbeitung oder Verarbeitung gilt
jede Behandlung des Gegenstandes, durch welche
nach der Verkehrsauffassung ein neues Verkehrs-
gut (ein Gegenstand anderer Marktgängigkeit)
entsteht.

(7) Eine Lieferung wird dort ausgeführt, wo
sich der Gegenstand zur Zeit der Verschaffung
der Verfügungsmacht befindet.

(8) Wird der Gegensund einer Lieferung an
den Abnehmer oder in dessen Auftrag an einen
Dritten befördert oder versendet, so gilt die
Lieferung mit dem Beginn der Beförderung oder
mit der Übergabe des Gegenstandes an den
Spediteur, Frachtführer oder Verfrachter als aus-
geführt. Versenden liegt vor, wenn der Unter-
nehmer einen Gegenstand durch einen Fracht-
führer oder Verfrachter zu einem Dritten be-
fördern oder eine solche Beförderung durch einen
Spediteur besorgen läßt.

(9) Sonstige Leistungen sind Leistungen, die
nicht in einer Lieferung bestehen. Eine sonstige
Leistung kann auch in einem Unterlassen oder
im Dulden einer Handlung oder eines Zustande«
bestehen.

(10) Überläßt ein Unternehmer einem Auf-
traggeber, der ihm einen Stoff zur Herstellung
eines Gegenstandes übergeben hat, an Stelle des
herzustellenden Gegenstandes einen gleichartigen
Gegenstand, wie er ihn in seinem Unternehmen
aus solchem Stoff herzustellen pflegt, so gilt die
Leistung des Unternehmers als Werkleistung,
wenn das Entgelt für die Leistung nach Art
eines Werklohnes unabhängig vom Unterschied
zwischen dem Marktpreis des empfangenen
Stoffes und dem des überlassenen Gegenstandes
berechnet wird.

(11) Eine sonstige Leistung wird im Inland
ausgeführt, wenn der Unternehmer ausschließ-
lich oder zum wesentlichen Teil im Inland tätig
wird oder wenn der Unternehmer eine Handlung
im Inland oder einen Zustand im Inland duldet
oder eine Handlung im Inland unterläßt.

(12) Erstreckt sich eine Beförderungsleistung
sowohl auf das Inland als auch auf das Ausland,
so fällt der inländische Teil der Leistung unter
dieses Bundesgesetz. Ab inländischer Teil der
Leistung gilt auch die Beförderung auf den von
inländischen Eisenbahnverwaltungen betriebenen,
auf ausländischem Gebiet gelegenen Anschluß-
strecken, sowie die Beförderung auf ausländischen
Durchgangsstrecken, soweit eine durchgehende
Abfertigung nach Inlandstarifen erfolgt.

(13) Die Besorgung von Beförderungs-, Um-
schlags- und Lagerleistungen sowie die im eigenes
Namen und für fremde Rechnung erbrachten
Leistungen der Reisebüros und Werbungsmittler
gelten insoweit als im Inland ausgeführt, als die
besorgten Leistungen im Inland bewirkt werden.
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(14) Ein Tausch liegt vor, wenn das Entgelt
für eine Lieferung in einer Lieferung besteht.

Ein tauschähnlicher Umsatz liegt vor, wenn das
Entgelt für eine sonstige Leistung in einer Liefe-
rung oder in einer sonstigen Leistung besteht.

Bemessungsgrundlage für die Lieferungen,
sonstigen Leistungen und den Eigenverbrauch

§ 4. (1) Der Umsatz wird im Falle des § 1
Abs. 1 Z. 1 nach dem Entgelt bemessen. Entgelt
ist alles, was der Empfänger einer Lieferung
oder sonstigen Leistung aufzuwenden hat, um
die Lieferung oder sonstige Leistung zu erhalten
(Solleinnahme).

(2) Zum Entgelt gehört auch,
1. was der Empfänger einer Lieferung oder

sonstigen Leistung freiwillig aufwendet, um die
Lieferung oder sonstige Leistung zu erhalten,

2. was ein anderer als der Empfänger dem
Unternehmer für die Lieferung oder sonstige
Leistung gewährt. Dies gilt nicht für bundes-
gesetzlich geregelte Zuschüsse, die dem Zuschuß-
berechtigten aus öffentlichen Kassen oder aus
Mitteln bundesgesetzlich errichteter Fonds ge-
währt werden.

(3) Nicht zum Entgelt gehören die Beträge,
die der Unternehmer im Namen und für Rech-
nung eines anderen vereinnahmt und veraus-
gabt (durchlaufende Posten).

Die vom Spediteur, Frachtführer und Handels-
vertreter für ihre Auftraggeber entrichteten Aus-
lagen an Zoll, Einfuhrumsatzsteuer, sonstigen
Eingangs- und Ausgangsabgaben sowie die Ge-
bühren, Verwaltungsabgaben und Barauslagen für
kostenpflichtige Amtshandlungen sind wie durch-
laufende Posten zu behandeln. Als durchlaufender
Posten ist auch der Erwerbspreis eines im Inland
erworbenen gebrauchten Kraftfahrzeuges zu be-
handeln, wenn der Unternehmer für dieses Kraft-
fahrzeug keinen Vorsteuerabzug in Anspruch
nehmen konnte.

(4) Rechtsanwälte und Notare sind befugt, zur
Abgeltung der zahlreichen kleinen Beträge an
durchlaufenden Posten, insbesondere der Ge-
richtsgebühren und Stempelkosten, einen
Pauschalabzug von 10 vom Hundert der gesam-
ten vereinnahmten Beträge nach Abzug der
anderen Beträge an durchlaufenden Posten wie
der Streit- oder Vergleichssummen und der
Hypothekengelder vorzunehmen.

(5) Werden Rechte übertragen, die mit dem
Besitz eines Pfandscheines verbunden sind, so
gilt als Entgelt der Preis des Pfandscheines zu-
züglich der Pfandsumme.

(6) Beim Tausch, bei tauschähnlichen Umsätzen
und bei Hingabe an Zahlungs Statt gilt der

Wert jedes Umsatzes als Entgelt für den anderen
Umsatz.

(7) Wird ein Unternehmen oder ein in der
Gliederung eines Unternehmens gesondert ge-
führter Betrieb ÜB ganzen veräußert (Geschäfts-
veräußerung), so ist Bemessungsgrundlage das
Entgelt für die auf den Erwerber übertragenen
Gegenstände und Rechte (Besitzposten). Die Be-
freiungsvorschriften bleiben unberührt. Die über-
nommenen Schulden können nicht abgezogen
werden,

(8) Entgelte in fremder Währung sind auf
Schilling nach dem Kurs umzurechnen, den der
Bundesminister für Finanzen als Durchschnitts-
kurs für den Monat festsetzt, in dem die Leistung
ausgeführt oder — bei der Besteuerung nach
vereinnahmten Entgelten (§ 17) — das Entgelt
vereinnahmt wird. Die Durchschnittskurse sind
vom Bundesminister für Finanzen im „Amtsblatt
zur Wiener Zeitung" monatlich kundzumachen.

Der Unternehmer ist berechtigt, die Umrech-
nung nach dem Tageskurs vorzunehmen, wenn
die einzelnen Beträge durch Bankabrechnungen
belegt werden.

(9) Im Falle des § 1 Abs. 1 Z. 2 treten an die
Stelle des Entgeltes der Teilwert des entnom-
menen oder unentgeltlich zugewendeten Gegen-
standes oder die auf die Nutzung des Gegen-
standes entfallenden Kosten.

(10) Bei Beförderungen von Personen im
grenzüberschreitenden Gelegenheitsverkehr mit
nicht im Inland zugelassenen Kraftfahrzeugen
und Anhingern tritt an die Stelle des Entgeltes
nach Abs. 1 ein Durchschnittsbeförderungsentgelt
von 60 Groschen für jede Person und für jeden
Kilometer der im Inland zurückgelegten Beförde-
rungsstrecke (Personenkilometer). Bruchteile von
Kilometern sind aufzurunden.

(11) Die Umsatzsteuer gehört nicht zur
Bemessungsgrundlage.

Bemessungsgrundlage für die Einfuhr

§ 5. (1) Der Umsatz wird bei der Einfuhr
(§ 1 Abs. 1 Z. 3) nach dem Zollwert (§ 1 Abs. 2
des Wertzollgesetzes 1955) der eingeführten
Ware bemessen.

(2) Unterliegt eine einfuhrumsatzsteuerpflich-
tige Ware nicht einem Wertzoll, so ist Bemes-
sungsgrundlage bei der Einfuhr das dem Lieferer
für die eingeführte Ware geschuldete Entgelt.
Liegt ein Entgelt nicht vor oder kann dieses
nicht nachgewiesen werden, so ist die Einfuhr-
umsatzsteuer für die eingeführte Ware nach
Abs. 1 zu bemessen.

(3) Ist ein Gegenstand ausgeführt, im Ausland
für den Ausführer ausgebessert oder veredelt
(§§ 35 lit. a, 42 Abs. 2, 88 und 90 des Zoll-
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gesetzes 1955) und von dem Ausführer oder
für ihn wieder eingeführt worden, so wird der
Umsatz bei der Einfuhr nach dem für die Aus-
besserung oder Veredlung zu zahlenden Entgelt,
falls aber ein solches Entgelt nicht gezahlt wird,
nach der durch die Ausbesserung oder Veredlung
eingetretenen Wertsteigerung bemessen.

(4) Maßgebend ist auch bei Heranziehung des
Entgeltes oder der Wertsteigerung als Bemes-
sungsgrundlage der nach den wertzollrechtlichen
Bestimmungen für die Ermittlung des Normal-
preises maßgebende Zeitpunkt. Werden die ein-
geführten Gegenstände bereits im Ausland an
einen inländischen Abnehmer geliefert (§ 3
Abs. 8), so ist von dem vom inländischen Ab-
nehmer — im Falle mehrerer inländischer Ab-
nehmer (z. B. Reihengeschäft) von dem vom
letzten inländischen Abnehmer — zu zahlenden
Entgelt oder Rechnungspreis im Sinne des
Wertzollgesetzes 1955 auszugehen.

(5) Der sich aus den Abs. 1 bis 4 ergebenden
Bemessungsgrundlage sind hinzuzurechnen:

1. der im Zeitpunkt der Entstehung der
Steuerschuld auf die Ware entfallende Betrag an
Zoll, Verbrauchsteuern und Monopolabgaben, Ab-
gaben nach dem Antidumpinggesetz 1971, BGBl.
Nr. 384, und dem Anti-Marktstörungsgesetz,
BGBl. Nr. 393/1971, sowie an anderen Abgaben
mit gleicher Wirkung wie Zölle, wenn diese
Abgaben anläßlich oder im Zusammenhang mit
der Einfuhr von Waren von den Zollämtern zu
erheben sind;

2. die Beförderungs- und Versicherungskosten
bis zum Eintritt der Ware über die Zollgrenze;

3. die Kommissions- und Verpackungskosten.
Dies gilt nicht, wenn diese Beträge in der

Bemessungsgrundlage bereits enthalten sind. Der
Verfügungsberechtigte kann die nach dem Ein-
tritt der Ware über die Zollgrenze entstandenen
Beförderungs- und Versicherungskosten von
der Bemessungsgrundlage absetzen, wenn sie in
dieser enthalten sind.

(6) Auf die. Umrechnung von Entgelten in
fremder Währung findet § 9 des Wertzollgesetzes
1955 sinngemäß Anwendung.

(7) Die Einfuhrumsatzsteuer gehört nicht zur
Bemessungsgrundlage.

Steuerbefreiungen bei Lieferungen, sonstigen
Leistungen und Eigenverbrauch

§ 6. Von den unter § 1 Abs. 1 Z. 1 und 2
fallenden Umsätzen sind steuerfrei:

1. Die Ausfuhrlieferungen (§ 7);
2. die Lohnveredlungen für ausländische Auf-

traggeber (§ 8);
3. die im § 9 aufgezählten Leistungen für

ausländische Auftraggeber;

4. die Beförderungen von Gegenständen im
grenzüberschreitenden Beförderungsverkehr und
im internationalen Eisenbahnfrachtverkehr so-
wie die Besorgung dieser Leistungen;

5. die Beförderungen von Personen mit
Schiffen und Luftfahrzeugen im grenzüberschrei-
tenden Beförderungsverkehr sowie die Besor-
gung und Vermittlung dieser Leistungen;

6. die Umsätze der Träger der Sozialversiche-
rung und ihrer Verbände, der Krankenfürsorge-
einrichtungen im Sinne des § 2 Abs. 1 Z. 2 des
Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgeset-
zes, BGBl. Nr. 200/1967, und der Träger des
öffentlichen Fürsorgewesens untereinander und
an die Versicherten, die mitversicherten Familien-
angehörigen, die Versorgungsberechtigten oder
die Hilfeempfänger oder die zum Ersatz von
Fürsorgekosten Verpflichteten;

7. die Umsätze der mit der Durchführung des
öffentlichen Fernmeldeverkehrs befaßten Unter-
nehmen aus dem Fernmeldeverkehr;

8. a) die Gewährung, die Vermittlung und die
Verwaltung von Krediten sowie die Ver-
waltung von Kreditsicherheiten,

b) die Umsätze von Geldforderungen und
inländischen amtlichen Wertzeichen so-
wie die Umsätze und die Vermittlung
der Umsätze von gesetzlichen Zahlungs-
mitteln,

c) die Umsätze im Einlagengeschäft und
Kontokorrentverkehr einschließlich Zah-
lungs- und Überweisungsverkehr; das
Inkasso von Handelspapieren,

d) die Umsätze von Wertpapieren und die
Optionsgeschäfte mit Wertpapieren, die
Vermittlung dieser Umsätze, die Ver-
wahrung und Verwaltung von Wert-
papieren (Depotgeschäft) sowie die son-
stigen Leistungen im Emissionsgeschäft,

e) die Umsätze von Anteilen an Gesell-
schaften und anderen Vereinigungen,

f) die Übernahme und die Verwaltung von
Verbindlichkeiten sowie von Bürgschaf-
ten und ähnlichen Sicherheiten;

9. a) die Umsätze von Grundstücken im Sinne
des § 2 des Grunderwerbsteuergesetzes
1955; die Steuerfreiheit gilt nicht für den
Eigenverbrauch, insoweit für die Grund-
stücke ein Vorsteuerabzug nach § 12
Abs. 1 vorgenommen worden ist,

b) die Umsätze, die unter das Kapitalver-
kehrsteuergesetz, Teil I (Gesellschaft-
steuer), fallen, und die Vergütungen im
Sinne des § 16 Z. 3 des Körperschaft-
steuergesetzes 1966, BGBl. Nr. 156,

c) die Umsätze aus Versicherungsverhält-
nissen, soweit für diese Umsätze ein
Versicherungsentgelt im Sinne des § 3
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des Versicherungssteuergesetzes 1953,
BGBl. Nr. 133, gezahlt wird,

d) die Umsätze der vom Bund im Rahmen
des Glücksspielmonopols durchgeführten
Glücksspiele, die Umsätze, die unter die
Bestimmungen des § 33 TP 17 Abs. 1
Z. 6 und 7 des Gebührengesetzes 1957
fallen, die amtlich festgesetzten Ver-
gütungen, die von der staatlichen Mono-
polverwaltung für die Mitwirkung im
Rahmen der Verwaltung von Einrichtun-
gen des Glücksspielmonopols zuerkannt
werden, die Zuwendungen im Sinne des
§ 26 Abs. 3 des Glücksspielgesetzes, BGBl.
Nr. 169/1962, und die Umsätze, die der
Spielbankabgabe nach § 27 des Glücks-
spielgesetzes unterliegen;

10. die Umsätze der Blinden, wenn sie nicht
mehr als drei sehende Arbeitnehmer beschäftigen
und die Voraussetzungen der Steuerfreiheit durch
eine Bescheinigung über den Erhalt der Blinden-
beihilfe oder durch eine Bestätigung der zu-
ständigen Bezirksverwaltungsbehörde oder durch
den Rentenbescheid oder eine Bestätigung des
zuständigen Landesinvalidenamtes nachweisen.
Nicht als Arbeitnehmer gelten die Ehefrau, die
minderjährigen Abkömmlinge, die Eltern des
Blinden und die Lehrlinge. Die Steuerfreiheit
gilt nicht für die Umsätze von Gegenständen,
die einer Verbrauchsteuer unterliegen, wenn der
Blinde Schuldner der Verbrauchsteuer ist;

11. die Umsätze von privaten Schulen und
anderen allgemeinbildenden oder berufsbildenden
Einrichtungen, soweit es sich um die Vermittlung
von Kenntnissen allgemeinbildender oder berufs-
bildender Art oder der Berufsausübung dienen-
den Fertigkeiten handelt und nachgewiesen wer-
den kann, daß eine den öffentlichen Schulen
vergleichbare Tätigkeit ausgeübt wird;

12. die Umsätze aus den von öffentlich-recht-
lichen Körperschaften oder Volksbildungs-
vereinen veranstalteten Vorträgen, Kursen und
Filmvorführungen wissenschaftlicher oder unter-
richtender oder belehrender Art, wenn die Ein-
nahmen vorwiegend zur Deckung der Kosten
verwendet werden;

13. die Umsätze aus der Tätigkeit als Bau-
sparkassenvertreter und Versicherungsvertreter;

14. die Umsätze aus der Tätigkeit als Schrift-
steller, Journalist oder Komponist;

15. die Umsätze von gemeinnützigen Vereini-
gungen (§§ 34 bis 36 Bundesabgabenordnung),
deren satzungsgemäßer Zweck die Ausübung oder
Förderung des Körpersportes ist; dies gilt nicht
für Leistungen, die im Rahmen eines land- und
forstwirtschaftlichen Betriebes, eines Gewerbe-
betriebes oder eines wirtschaftlichen Geschäfts-
betriebes im Sinne des § 45 Abs. 3 der Bundes-
abgabenordnung ausgeführt werden.

Ausfuhrlieferung

§ 7. (1) Eine Ausfuhrlieferung (§ 6 Z. 1) liegt
vor, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt
sind:

1. Der Unternehmer muß das Umsatzgeschäft,
das seiner Lieferung zugrunde liegt, mit einem
ausländischen Abnehmer abgeschlossen haben.
Ausländischer Abnehmer ist

a) ein Abnehmer, der seinen Wohnsitz (Sitz)
außerhalb des Bundesgebietes hat;

b) eine Zweigniederlassung oder Organgesell-
schaft eines im Bundesgebiet ansässigen
Unternehmers, die ihren Sitz außerhalb des
Bundesgebietes hat, wenn sie das Umsatz-
geschäft im eigenen Namen abgeschlossen
hat. Eine im Bundesgebiet befindliche
Zweigniederlassung oder Organgesellschaft
eines Unternehmers ist nicht ausländischer
Abnehmer;

2. der Gegenstand muß in Erfüllung dieses
Umsatzgeschäftes in das Ausland befördert oder
versendet worden sein. Über die erfolgte Aus-
fuhr muß ein Ausfuhrnachweis erbracht werden.
Der Unternehmer ist berechtigt, die Steuerfrei-
heit schon vor Erbringung des Ausfuhrnach-
weises in Anspruch zu nehmen, wenn der Aus-
fuhrnachweis innerhalb von sechs Monaten nach
Bewirkung der Lieferung erbracht wird.

Eine Versendung in das Ausland gilt auch in
folgenden Fällen als gegeben:

a) wenn der Gegenstand zunächst an einen
steuerlich zugelassenen inländischen Beauf-
tragten des ausländischen Abnehmers
(Abs. 4) übergeben oder versendet und so-
dann vom Beauftragten in das Ausland
befördert oder versendet worden ist,

b) wenn der ausländische Abnehmer den
Gegenstand selbst abholt oder ab-
holen läßt und sodann in das Ausland
befördert oder befördern läßt. Der aus-
ländische Abnehmer kann die von ihm ein-
gekauften Gegenstände beim inländischen
Lieferer oder von dem inländischen Ort
abholen oder abholen lassen, zu dem der
Lieferer die Gegenstände befördert oder
versendet hat oder an dem der Lieferer
sie selbst eingekauft hat. Die zur Abholung
benutzten Fahrzeuge können inländische
oder ausländische sein;

3. die vorstehenden Voraussetzungen müssen
buchmäßig (§ 18 Abs. 8) nachgewiesen sein.

(2) Die Versendung des Gegenstandes in das
Ausland ist durch Versendungsbelege, wie Fracht-
briefe, Postaufgabebescheinigungen, Konnosse-
mente und dergleichen, oder deren Doppelstücke
nachzuweisen. Der Unternehmer hat diese Belege
für die Prüfung durch das Finanzamt aufzube-
wahren.
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(3) Erhält der Unternehmer keine Versen-
dungsbelege, so darf er den Ausfuhrnachweis
in der folgenden Weise führen:

1. im Falle des Reihengeschäftes durch eine
Ausfuhrbescheinigung seines Lieferers oder des
versendenden Unternehmers;

2. im Falle der Übergabe oder Versendung
an einen steuerlich zugelassenen inländischen
Beauftragten des ausländischen Abnehmers durch
eine Ausfuhrbescheinigung des Beauftragten;

3. im Falle des Abholens (Abs. 1 Z. 2 lit. b)
durch eine Ausfuhrbescheinigung des Grenzzoll-
amtes.

Die Ausfuhrbescheinigung ist nach einem vom
Bundesministerium für Finanzen zu bestimmen-
den Muster, das alle für die Beurteilung der
Ausfuhr erforderlichen Angaben enthält, auszu-
stellen.

(4) Steuerlich zugelassene inländische Beauf-
tragte des ausländischen Abnehmers sind

1. die Mitglieder des Fachverbandes der
Spediteure bei der Bundeskammer der gewerb-
lichen Wirtschaft;

2. andere Unternehmer, die über Antrag von
der für sie zuständigen Finanzlandesdirektion
unter Vorbehalt jederzeitigen Widerrufes als in-
ländische Beauftragte zugelassen werden. Diese
Unternehmer dürfen keine inländische Zweig-
niederlassung oder Organgesellschaft eines Unter-
nehmens, das seinen Sitz im Ausland hat, sein
und müssen als steuerlich zuverlässig gelten.

(5) Die Beförderung des Gegenstandes in das
Ausland ist durch eine Ausfuhrbescheinigung des
Grenzzollamtes nachzuweisen. Abs. 2 letzter Satz
und Abs. 3 letzter Satz gelten entsprechend.

Lohnveredlung für ausländische Auftraggeber

§ 8. (1) Eine Lohnveredlung (§ 6 Z. 2) liegt
vor, wenn der Unternehmer für einen ausländi-
schen Auftraggeber, der die für den ausländischen
Abnehmer geforderten Voraussetzungen (§ 7
Abs. 1 Z. 1) erfüllt, einen Gegenstand bearbeitet
oder verarbeitet (§ 3 Abs. 6) oder eine Werk-
leistung im Sinne des § 3 Abs. 10 bewirkt.

(2) Der bearbeitete oder verarbeitete Gegen-
stand oder der überlassene Gegenstand muß nach
der Veredlung in das Ausland befördert oder
versendet worden sein. Über die erfolgte Aus-
fuhr muß ein Ausfuhrnachweis (§ 7 Abs. 2 bis 5)
erbracht werden. Der Unternehmer ist berechtigt,
die Steuerfreiheit schon vor Erbringung des Aus-
fuhrnachweises in Anspruch zu nehmen, wenn
der Ausfuhrnachweis innerhalb von sechs Mona-
ten nach Beförderung oder Versendung des ver-
edelten Gegenstandes in das Ausland erbracht
wird.

(3) Die vorstehenden Voraussetzungen müssen
buchmäßig (§18 Abs. 8) nachgewiesen sein.

Leistungen für ausländische Auftraggeber

§ 9.(1) Die folgenden Leistungen sind steuerfrei,
wenn sie für einen ausländischen Auftraggeber,
der die für den ausländischen Abnehmer gefor-
derten Voraussetzungen (.§ 7 Abs. 1 Z. 1) erfüllt,
bewirkt werden:

1. Die Beförderung, der Umschlag und die
Lagerung von Gegenständen im Zuge der Aus-
fuhr, der Durchfuhr und der Einfuhr, die Besor-
gung dieser Leistungen sowie die Besorgung der
Versicherung der bezeichneten Gegenstände;

2. die Besorgung des Umschlages und der
Lagerung von Gegenständen, wenn die besorgten
Leistungen im Ausland bewirkt werden, sowie
die Besorgung der Versicherung im Ausland be-
förderter, umgeschlagener oder gelagerter Ge-
genstände;

3. die unmittelbar dem Schiffs- und Flugver-
kehr dienenden Leistungen der Hafen- und Flug-
hafenbetriebe sowie die Besorgung dieser Lei-
stungen;

4. das Schleppen, Schieben, Lotsen und Bergen
von Schiffen sowie die Besorgung dieser Leistun-
gen;

5. die Leistungen der Eisenbahnunternehmer
für ausländische Eisenbahnen in den Gemein-
schaftsbahnhöfen, Betriebwechselbahnhöfen und
Grenzbetriebsstrecken;

6. die Leistungen der Handelsvertreter und
Makler;

7. die handelsüblichen Nebenleistungen, die bei
den unter Z. 1 bis 6 bezeichneten Leistungen
vorkommen.

(2) Bei den im Abs. 1 Z. 1 bis 5 angeführten
Leistungen und deren Vermittlung gilt derjenige
als Auftraggeber, dem die Rechnung erteilt wird.

(3) Die vorstehenden Voraussetzungen müssen
buchmäßig (§ 18 Abs. 8) nachgewiesen sein.

Steuersätze

§ 10. (1) Die Steuer beträgt für jeden steuer-
pflichtigen Umsatz 16 vom Hundert der Bemes-
sungsgrundlage (§§ 4 und 5).

(2) Die Steuer ermäßigt sich auf 8 vom Hun-
dert für

1. die Lieferungen, den Eigenverbrauch und
die Einfuhr der in der Anlage aufgezählten
Gegenstände;

2. die Vermietung von in der Anlage aufge-
zählten Gegenständen;

3. a) die Aufzucht, das Mästen und Halten
von Tieren, die in der Anlage Z. 1 ge-
nannt sind, sowie die Anzucht von Pflan-
zen,
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b) die Leistungen von Vereinigungen, deren
satzungsgemäßer Zweck die Vatertier-
haltung, die Förderung der Tierzucht
oder die künstliche Tierbesamung ist, so-
weit die Leistungen unmittelbar den
Zwecken der genannten Vereinigungen
dienen; die Leistungen der von Gebiets-
körperschaften oder anderen öffentlich-
rechtlichen Körperschaften betriebenen
Besamungsanstalten, Besamungsstationen
und ihrer Außenstellen;

4. die Lieferungen und den Eigenverbrauch
von Wein aus frischen Weintrauben (Nummer
22.05 B des Zolltarifes), der innerhalb eines
landwirtschaftlichen Betriebes im Inland erzeugt
wurde, soweit der Einheitswert der weinbau-
mäßig genutzten Fläche 250.000 S nicht übersteigt
und der Erzeuger den Wein im Rahmen seines
landwirtschaftlichen Betriebes liefert. Dies gilt
nicht für die Lieferungen und den Eigenverbrauch
von Wein, der aus erworbenen Trauben (Maische)
oder erworbenem Most (Sturm) erzeugt wurde
oder innerhalb der Betriebsräume, einschließlich
der Gastgärten, ausgeschenkt wird (Buschen-
schank);

5. die Vermietung und Verpachtung von
Grundstücken, von Berechtigungen, auf welche
die Vorschriften des bürgerlichen Rechts über
Grundstücke Anwendung finden, und von staat-
lichen Hoheitsrechten, die sich auf die Nutzungen
von Grund und Boden beziehen; die Ober-
lassung der Nutzung an Wohnungen, Geschäfts-
räumen und anderen Räumlichkeiten auf Grund
von Nutzungsverträgen ist als Vermietung oder
Verpachtung von Grundstücken anzusehen. Nicht
begünstigt ist jedoch die Vermietung und Ver-
pachtung von Maschinen und sonstigen Vorrich-
tungen aller Art, die zu einer Betriebsanlage
gehören, auch wenn sie wesentliche Bestandteile
eines Grundstückes sind.

Die Begünstigung erstreckt sich auch auf die
Beherbergung in eingerichteten Wohn- und
Schlafräumen und die regelmäßig damit verbun-
denen Nebenleistungen, wobei als Nebenleistung
auch die Verabreichung eines ortsüblichen Früh-
stücks anzusehen ist, wenn der Preis hiefür im
Beherbergungsentgelt enthalten ist. Die Begünsti-
gung gilt überdies für die Nutzung von Grund-
stücken und eingerichteten Räumlichkeiten, die
einen Eigenverbrauch im Sinne des § 1 Abs. 1
Z. 2 darstellt;

6. die Leistungen von Personenvereinigungen
zur Erhaltung, Verwaltung oder zum Betrieb
der in ihrem gemeinsamen Eigentum stehenden
Teile und Anlagen einer Liegenschaft, an der
Wohnungseigentum besteht;

7. die sonstigen Leistungen aus der Tätigkeit
als

a) Arzt, Tierarzt, Dentist oder Hebamme so-
wie als freiberuflich Tätiger im Sinne des
§ 52 Abs. 3 des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 102/1961,

b) Wissenschaftler, Bildberichterstatter, Lehr-
beauftragter, Dolmetscher oder Übersetzer,

c) Architekt, staatlich befugter und beeideter
Ziviltechniker,

d) Rechtsanwalt, Verteidiger in Strafsachen,
Patentanwalt, Notar, Wirtschaftstreuhän-
der sowie die der freiberuflichen Tätigkeit
entsprechenden sonstigen Leistungen der
Wirtschaftstreuhandgesellschaften (§§ 2 und
59 Abs. 8 der Wirtschaftstreuhänder-Be-
rufsordnung, BGBl. Nr. 125/1955, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 26/
1965) und der gesetzlichen Prüfungs- und
Revisionsverbände;

8. die Umsätze aus der Tätigkeit als Künstler;

9. die Umsätze der Kranken- und Pflege-
anstalten, der Alters-, Blinden- und Siechen-
heime sowie jener Anstalten, die eine Bewilligung
als Kuranstalt oder Kureinrichtung nach den
jeweils geltenden Rechtsvorschriften über natür-
liche Heilvorkommen und Kurorte besitzen, so-
weit es sich um Leistungen handelt, die unmittel-
bar mit der Kranken- oder Kurbehandlung oder
unmittelbar mit der Betreuung der Pfleglinge
im Zusammenhang stehen;

10. die Leistungen der Jugend-, Erziehungs-,
Ausbildungs-, Fortbildungs- und Erholungs-
heime an Personen, die das 27. Lebensjahr nicht
vollendet haben, soweit diese Leistungen in de-
ren Betreuung, Beherbergung, Verköstigung und
den hiebei üblichen Nebenleistungen bestehen;

11. die unmittelbar mit dem Betrieb von
Schwimm- und Reinigungsbädern sowie mit der
Verabreichung von Heilbädern verbundenen Um-
sätze;

12. die Leistungen der Körperschaften, Perso-
nenvereinigungen und Vermögensmassen, die ge-
meinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen
Zwecken dienen (§§ 34 bis 38 der Bundesabgaben-
ordnung), soweit diese Leistungen nicht unter
§ 6 Z. 15 fallen. Dies gilt nicht für Leistungen,
die im Rahmen eines land- und forstwirtschaft-
lichen Betriebes, eines Gewerbebetriebes oder
eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes im Sinne
des § 45 Abs. 3 der Bundesabgabenordnung aus-
geführt werden;

13. a) die Leistungen, die regelmäßig mit dem
Betrieb eines Theaters verbunden sind.
Das gleiche gilt sinngemäß für Veran-
staltungen von Theateraufführungen
durch andere Unternehmer,

b) di« Musik- und Gesangsaufführungen
durch Einzelpersonen oder durch Per-
sonenzusammenschlüsse, insbesondere
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durch Orchester, Musikensembles und
Chöre. Das gleiche gilt sinngemäß für
Veranstaltungen derartiger Musik- und
Gesangsaufführungen durch andere
Unternehmer;

14. die Leistungen, die regelmäßig mit dem
Betrieb eines Museums, eines botanischen oder
eines zoologischen Gartens sowie eines Natur-
parks verbunden sind;

15. die Leistungen der Rundfunkunternehmen,
soweit hiefür Rundfunk- und Fernsehrundfunk-
entgelte entrichtet werden;

16. die Filmvorführungen;

17. die Einräumung, Übertragung und Wahr-
nehmung von Rechten, die sich aus urheberrecht-
lichen Vorschriften ergeben;

18. die Zirkusvorführungen sowie die Leistun-
gen aus der Tätigkeit als Schausteller;

19. die Beförderung von Personen mit Ver-
kehrsmitteln aller Art, soweit nicht § 6 Z. 5
anzuwenden ist;

20. die im eigenen Namen und für fremde
Rechnung erbrachten Leistungen der Reise- und
Theaterkartenbüros, soweit sie in der Besorgung
von Leistungen bestehen, die dem ermäßigten
Steuersatz unterliegen;

21. die Aufgabe von Mietrechten sowie die
Stillegung von Betrieben, soweit hiefür Entgelte
von öffentlichen Kassen oder von bundesgesetz-
lich errichteten Fonds gezahlt werden;

22. die mit dem Betrieb von Anstalten zur
Müllbeseitigung und zur Abfuhr von Spülwasser
und Abfällen regelmäßig verbundenen Leistun-
gen.

Ausstellung von Rechnungen

§ 11. (1) Führt der Unternehmer steuer-
pflichtige Lieferungen oder steuerpflichtige son-
stige Leistungen aus, so ist er berechtigt und,
soweit er die Umsätze an einen anderen Unter-
nehmer für dessen Unternehmen ausführt, auf
Verlangen des anderen verpflichtet, Rechnungen
auszustellen, in denen die Steuer gesondert aus-
gewiesen ist.

Diese Rechnungen müssen — soweit in den
nachfolgenden Absätzen nichts anderes bestimmt
ist — die folgenden Angaben enthalten:

1. Den Namen und die Anschrift des liefern-
den oder leistenden Unternehmers;

2. den Namen und die Anschrift des Ab-
nehmers der Lieferung oder des Empfängers der
sonstigen Leistung;

3. die Menge und die handelsübliche Bezeich-
nung der gelieferten Gegenstände oder die Art
und den Umfang der sonstigen Leistung;

4. den Tag der Lieferung oder der sonstigen
Leistung oder den Zeitraum, über den sich die
Leistung erstreckt;

9. das Entgelt für die Lieferung oder sonstige
Leistung (§ 4) und

6. den auf das Entgelt (Z. 5) entfallenden
Steuerbetrag.

(2) Als Rechnung im Sinne des Abs. 1 gilt
jede Urkunde, mit der ein Unternehmer über
eine Lieferung oder sonstige Leistung abrechnet,
gleichgültig, wie diese Urkunde im Geschäfts-
verkehr bezeichnet wird. Herunter fallen
Quittungen, Abrechnungen, Gegenrechnungen
und Frachtbriefe. Die nach Abs. 1 erforderlichen
Angaben können auch in anderen Belegen ent-
halten sein, auf die in der Rechnung hingewiesen
wird.

Stellt der Unternehmer für steuerpflichtige
Lieferungen oder steuerpflichtige sonstige Lei-
stungen eine Rechnung aus, so hat er eine Durch-
schrift oder Abschrift anzufertigen und aufzu-
bewahren; das gleiche gilt sinngemäß für Belege,
auf die in einer Rechnung hingewiesen wird.

(3) Für die unter Abs. 1 Z. 1 und 2 geforderten
Angaben ist jede Bezeichnung ausreichend, die
eine eindeutige Feststellung des Namens und der
Anschrift des Unternehmens sowie des Abneh-
mers der Lieferung oder des Empfängers der
sonstigen Leistung ermöglicht.

(4) Die im Abs. 1 Z. 1 bis 3 geforderten An-
gaben können auch durch Schlüsselzahlen oder
Symbole ausgedrückt werden, wenn ihre eindeu-
tige Bestimmung aus der Rechnung oder aus
anderen Unterlagen gewährleistet ist. Diese
Unterlagen müssen sowohl beim Aussteller als
auch beim Empfänger der Rechnung vorhanden
sein, es sei denn, daß vom Rechnungsaussteller
öffentlich kundgemachte Tarife zur Verrechnung
kommen.

(5) In einer Rechnung über Lieferungen und
sonstige Leistungen, die verschiedenen Steuer-
sätzen unterliegen, sind die Entgelte und Steuer-
beträge nach Steuersätzen zu trennen. Wird der
Steuerbetrag durch Maschinen (z. B. Fakturier-
automaten) ermittelt und durch diese in der
Rechnung angegeben, so ist der Ausweis des
Steuerbetrages in einer Summe zulässig, wenn
für die einzelnen Posten der Rechnung der
Steuersatz angegeben ist.

(6) Bei Rechnungen, deren Gesamtbetrag 1.000 S
nicht übersteigt, genügen unbeschadet der Be-
stimmung des § 129 der Bundesabgabenordnung
folgende Angaben:

1. Der Name und die Anschrift des liefernden
oder leistenden Unternehmers;

2. die Menge und die handelsübliche Bezeich-
nung der gelieferten Gegenstände oder die Art
und der Umfang der sonstigen Leistung;
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1. der Tag der Lieferung oder sonstigen
Leistung oder der Zeitraum, über den sich die
Leistung erstreckt;

4. das Entgelt und der Steuerbetrag für die
Lieferung oder sonstige Leistung in einer Summe
und

5. der Steuersatz.

Die Abs. 4 und 5 sind sinngemäß anzuwenden.

(7) Gutschriften, die im Geschäftsverkehr an
die Stelle von Rechnungen treten, gehen bei
Vorliegen der im Abs. 8 genannten Voraussetzun-
gen als Rechnungen des Unternehmers, der
steuerpflichtige Lieferungen oder sonstige Lei-
stungen an den Aussteller der Gutschrift aus-
führt. Gutschrift im Sinne dieser Bestimmung
ist jede Urkunde, mit der ein Unternehmer über
eine Lieferung oder sonstige Leistung abrechnet,
die an ihn ausgeführt wird. Die Gutschrift ver-
liert die Wirkung einer Rechnung, soweit der
Empfänger der Gutschrift dem in ihr enthaltenen
Steuerbetrag widerspricht.

(8) Eine Gutschrift ist als Rechnung anzuer-
kennen, wenn folgende Voraussetzungen vor-
liegen:

1. Der Unternehmer, der die Lieferungen oder
sonstigen Leistungen ausführt (Empfänger der
Gutschrift), muß zum gesonderten Ausweis der
Steuer in einer Rechnung nach Abs. 1 berechtigt
sein;

2. zwischen dem Aussteller und dem Empfän-
ger der Gutschrift muß Einverständnis darüber
bestehen, daß mit einer Gutschrift ober die
Lieferang oder sonstige Leistung abgerechnet
wird;

3. die Gutschrift muß die im Abs. 1 gefor-
derten Angaben enthalten. Die Abs. 3 bis 6 sind
sinngemäß anzuwenden;

4. die Gutschrift muß dem Unternehmer, der
die Lieferung oder sonstige Leistung bewirkt,
zugeleitet worden sein.

(9) Fahrausweise, die für die Beförderung im
Personenverkehr ausgegeben werden, gelten als
Rechnungen im Sinne des Abs. 1, wenn sie min-
destens folgende Angaben; enthalten:

1. Den Namen und die Anschrift des Unter-
nehmers, der die Beförderung ausführt. Abs. 3
ist sinngemäß anzuwenden;

2. das Entgelt und den Steuerbetrag in einer
Summe und

3. den Steuersatz; die Angabe des Steuersatzes
kann — unbeschadet der Bestimmungen des
Abs. 10 letzter Satz — im Eisenbahn-Personen-
verkehr entfallen.

(10) Fahraasweise für eine grenzüberschrei-
tende Beförderung im Personenverkehr und im
Internationalen Eisenbahn-Personenverkehr gel-
ten nur dann als Rechnung im Sinne des Abs. 1,

wenn eine Bescheinigung des Beförderungsunter-
nehmers oder seines Beauftragten darüber vor-
liegt, welcher Anteil des Beförderungspreises auf
die inländische Strecke entfällt. In diesen Fällen
ist der für den inländischen Teil der Beförde-
rungsleistung maßgebende Steuersatz in der Be-
scheinigung anzugeben.

(11) Die Abs. 9 und 10 gelten für Belege im
Reisegepäckverkehr sinngemäß.

(12) Hat der Unternehmer in einer Rechnung
für eine Lieferung oder sonstige Leistung einen
Steuerbetrag, den er nach diesem Bundesgesetz
für den Umsatz nicht schuldet, gesondert aus-
gewiesen, so schuldet er diesen Betrag auf Grund
der Rechnung, wenn er sie nicht gegenüber dem
Abnehmer der Lieferung oder dem Empfänger
der sonstigen Leistung entsprechend berichtigt.
Im Falle der Berichtigung gilt § 16 Abs. 1 sinn-
gemäß.

(13) Bei einer Minderung des Entgeltes ist
eine Berichtigung der Rechnung im Sinne des
Abs. 12 nur vorzunehmen, wenn sich das Ent-
gelt wegen des Abzuges von Wechselvorzinsen
vermindert hat.

(14) Wer in einer Rechnung einen Steuer-
betrag gesondert ausweist, obwohl er eine Liefe-
rung oder sonstige Leistung nicht ausführt oder
nicht Unternehmer ist, schuldet diesen Betrag.

Vorsteuerabzug

§ 12. (1) Der Unternehmer, der im Inland
Lieferungen oder sonstige Leistungen ausführt
oder im Inland seinen Sitz oder eine Betriebs-
stätte hat, kann die folgenden Vorsteuerbeträge
abziehen:

1. Die von anderen Unternehmern in einer
Rechnung (§ 11) an ihn gesondert ausgewiesene
Steuer für Lieferungen oder sonstige Leistungen,
die ins Inland für sein Unternehmen ausgeführt
worden sind;

2. die entrichtete Einfuhrumsatzsteuer für
Gegenstände, die für sein Unternehmen einge-
führt worden sind. Werden die eingeführten
Gegenstände bereits im Ausland an einen inländi-
schen Abnehmer geliefert (§ 3 Abs. 8), so gelten
sie als für den inländischen Abnehmer — im
Falle mehrerer inländischer Abnehmer (z. B.
beim Reihengeschäft), für den letzten inländi-
schen Abnehmer — eingeführt.

(2) Lieferungen oder sonstige Leistungen gelten
als für das Unternehmen ausgeführt, wenn sie
überwiegend für Zwecke des Unternehmens er-
folgen. Lieferungen oder sonstige Leistungen in
Zusammenhang mit der Errichtung oder Erhal-
tung von Gebäuden gelten insoweit als für das
Unternehmen aasgeführt, als die Entgelte hiefür
nach den einkommensteuerrechtlichen Vorschrif-
ten Betriebsausgaben oder Werbungskosten sind.
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Der erste Satz gilt sinngemäß für die Einfuhr
von Gegenständen.

Läßt ein Absender einen Gegenstand durch
einen Frachtführer oder Verfrachter unfrei zu
einem Dritten befördern oder eine solche Beför-
derung durch einen Spediteur unfrei besorgen,
so gilt für den Vorsteuerabzug die Beförderung
oder deren Besorgung als für das Unternehmen
des Empfängers der Sendung ausgeführt, wenn
diesem die Rechnung über die Beförderung oder
deren Besorgung erteilt wird.

(3) Vom Vorsteuerabzug sind ausgeschlossen:
1. Die Steuer für die Lieferungen und die

Einfuhr von Gegenständen, soweit der Unter-
nehmer diese Gegenstände zur Ausführung
steuerfreier Umsätze verwendet;

2. die Steuer für sonstige Leistungen, soweit
der Unternehmer diese sonstigen Leistungen zur
Ausführung steuerfreier Umsätze in Anspruch
nimmt.

Der Ausschluß vom Vorsteuerabzug tritt nicht
ein, wenn die Umsätze nach § 6 Z. 1 bis 6 steuer-
frei sind.

(4) Bewirkt der Unternehmer neben Umsätzen,
die zum Ausschluß vom Vorsteuerabzug führen,
auch Umsätze, bei denen ein solcher Ausschluß
nicht eintritt, so hat der Unternehmer die Vor-
steuerbeträge nach Maßgabe der Abs. 1 und 3
in abziehbare und nicht abziehbare Vorsteuer-
beträge aufzuteilen.

(5) An Stelle einer Aufteilung nach Abs. 4
kann der Unternehmer

1. die Vorsteuerbeträge nach dem Verhältnis
der zum Ausschluß vom Vorsteuerabzug führen-
den Umsätze zu den übrigen Umsätzen in nicht
abziehbare und abziehbare Vorsteuerbeträge auf-
teilen, oder

2. nur jene Vorsteuerbeträge nach dem Ver-
hältnis der Umsätze aufteilen, die den zum Aus-
schluß vom Vorsteuerabzug nach Abs. 3 führen-
den Umsätzen oder den übrigen Umsätzen nicht
ausschließlich zuzurechnen sind.

Einfuhren sind nicht Umsätze im Sinne dieser
Vorschrift.

(6) Die Aufteilung der Vorsteuerbeträge nach
Abs. 5 ist ausgeschlossen, wenn in einem Ver-
anlagungszeitraum die auf Grund der Aufteilung
der Vorsteuern nach den Umsätzen sich erge-
bende abziehbare Vorsteuer um mehr als 5 vom
Hundert, mindestens aber um 1.000 S, oder um
mehr ab 10.000 S höher ist als die Vorsteuer,
welche sich auf Grund der Aufteilung nach Abs. 4
ergibt.

(7) Bei Anwendung der Abs. 4 und 5 hat das
Finanzamt auf Antrag zu gestatten, daß ein in
der Gliederung des Unternehmens gesondert ge-
führter Betrieb wie ein selbständiges Unter-

nehmen behandelt wird. Die Bewilligung kann
zwecks Vermeidung eines ungerechtfertigten
Steuervorteiles im Sinne des Abs. 6 mit Auf-
lagen verbunden werden.

(8) Die Träger der Sozialversicherung und ihre
Verbände, die Krankenfürsorgeeinrichtungen im
Sinne des § 2 Abs. 1 Z. 2 des Beamten-Kranken-
und Unfallversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 200/
1967, und die Träger des öffentlichen Fürsorge-
wesens sind zum Vorsteuerabzug auch dann
berechtigt, wenn die Rechnung auf den Namen
des Versicherten oder des Hilfeempfängers lautet.
Die in einer solchen Rechnung ausgewiesene Vor-
steuer ist insoweit abziehbar, als sie auf den dem
Rechnungsempfänger gewährten Kostenersatz
entfällt.

(9) Bei Rechnungen im Sinne des § 11 Abs. 6,
9, 10 und 11 kann der Unternehmer den Vor-
steuerabzug in Anspruch nehmen, wenn er die
Rechnungsbeträge in Entgelt und Steuerbetrag
aufteilt.

(10) Andern sich bei einem Gegenstand, den
der Unternehmer in seinem Unternehmen als
Anlagevermögen verwendet oder nutzt, in den
auf das Jahr der Anschaffung oder Herstellung
folgenden vier Kalenderjahren die Verhältnisse,
die für den Vorsteuerabzug maßgebend waren,
so ist für jedes Jahr der Änderung ein Ausgleich
durch eine Berichtigung des Vorsteuerabzuges
durchzuführen. Bei der Berichtigung ist für jedes
Jahr der Änderung von einem Fünftel der ge-
samten auf den Gegenstand entfallenden Vor-
steuer auszugehen.

(11) Andern sich bei einem Gegenstand, den
der Unternehmer für sein Unternehmen herge-
stellt oder erworben hat und der nicht zum
Anlagevermögen gehört, oder bei sonstigen
Leistungen, die für sein Unternehmen ausgeführt
worden sind, in einem späteren Veranlagungs-
zeitraum die Voraussetzungen, die für den Vor-
steuerabzug maßgebend waren, so ist die Berichti-
gung des Vorsteuerabzuges für den Veranlagungs-
zeitraum vorzunehmen, in dem die Änderung
eingetreten ist.

(12) Die Bestimmungen der Abs. 10 und 11
gelten sinngemäß auch für Gegenstände, die nicht
zu einem Betriebsvermögen gehören.

Vorsteuerabzug bei Reisekosten

§ 13. (1) Nimmt ein Unternehmer für eine im
Inland ausschließlich durch den Betrieb veran-
laßte Reise zur Abgeltung der Mehraufwendun-
gen für Verpflegung und der Aufwendungen für
Unterkunft Beträge in Anspruch, welche die nach
den einkommensteuerrechtlichen Vorschriften für
die Gewinnermittlung festgesetzten Pausch-
beträge nicht übersteigen, so kann er die abzieh-
bare Vorsteuer unter Anwendung des Steuer-
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Satzes nach § 10 Abs. 2 aus diesen Beträgen
errechnen.

(2) Verwendet ein Unternehmer für eine im
Inland ausschließlich durch den Betrieb veran-
laßte Reise ein nicht nun Betriebsvermögen ge-
hörendes Kraftfahrzeug und nimmt er die den
Bundesbediensteten gewährten Sätze für Kilo-
metergelder als Betriebsausgaben oder Werbungs-
kosten in Anspruch, so kann er die abziehbare
Vorsteuer für jeden gefahrenen Kilometer ohne
besonderen Nachweis mit 10 vom Hundert der
Kilometergelder errechnen.

(3) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten sinn-
gemäß, soweit ein Unternehmer einem Arbeitneh-
mer aus Anlaß einer Dienstreise im Inland für die
Mehraufwendungen für Verpflegung und die
Aufwendungen für Unterkunft nicht mehr als
jene Beträge erstattet, die nach den einkommen-
steuerrechtlichen Vorschriften für Zwecke der
Lohnsteuererhebung festgesetzt worden sind.

(4) Werden die tatsächlichen Reiseaufwendun-
gen nachgewiesen, so ist nur jener Vorsteuer-
betrag abziehbar, der auf die nach den einkom-
mensteuerrechtlichen Vorschriften um die Haus-
haltsersparnis gekürzten Aufwendungen entfällt.
Die Rechnungen über die Reiseaufwendungen
können auch auf den Namen der Person lauten,
von der die Reise ausgeführt worden ist.

(5) Die Bestimmungen des Abs. 2 gelten sinn-
gemäß, soweit ein Unternehmer einem Arbeit-
nehmer aus Anlaß einer Dienstreise im Inland
für die Benutzung eines eigenen Kraftfahrzeuges
nicht mehr als jene Aufwendungen erstattet, die
nach den einkommensteuerrechtlichen Vorschrif-
ten für Zwecke der Lohnsteuererhebung als
Kilometergeld festgesetzt worden sind.

(6) Die nach den vorstehenden Absätzen er-
rechneten Vorsteuerbeträge können nur abge-
zogen werden, wenn über die Reise ein Beleg
ausgestellt wird, welcher über Zeit, Ziel und
Zweck der Reise, die Person, von der die Reise
ausgeführt worden ist, und über den Betrag
Aufschluß gibt, aus dem die Vorsteuer errechnet
wird. In den Fällen der Abs. 2 und 5 ist außer-
dem die Anzahl der gefahrenen Kilometer anzu-
geben.

Vorsteuerabzug nach Durchschnittssätzen

§ 14. (1) Der Bundesminister für Finanzen
kann mit Verordnung für die Ermittlung der
abziehbaren Vorsteuerbeträge Durchschnittssätze
für Gruppen von Unternehmern aufstellen. Die
Durchschnittssäue sind auf Grund von Erfah-
rungen über die wirtschaftlichen Verhältnisse bei
der jeweiligen Gruppe von Unternehmern festzu-
setzen.

(2) In der Verordnung werden bestimmt:
1. Die Gruppe von Betrieben, für welche

Durchschnittssätze anwendbar sind;
2. die für die Ermittlung der Durchschnitts-

sätze jeweils maßgebenden Merkmale. Als solche
kommen insbesondere Art und Höhe der an
den Betrieb ausgeführten Umsätze in Betracht;

3. der Umfang, in dem Unternehmern, deren
Vorsteuer nach diesen Durchschnittssätzen zu
ermitteln ist, Erleichterungen in der Führung
von Aufzeichnungen gewährt werden.

(3) Die Durchschnittssätze müssen zu einer
Vorsteuer führen, die nicht wesentlich von dem
Betrag abweicht, der sich ohne Anwendung der
Durchschnittssätze ergeben würde.

(4) Unternehmer, bei denen die Voraussetzun-
gen für eine Ermittlung des Vorsteuerabzuges
nach Durchschnittssätzen gegeben sind, können
spätestens bis zum zehnten Tag nach Ablauf des
ersten Voranmeldungszeitraumes eines Kalen-
derjahres beim Finanzamt erklären, daß sie ihre
abziehbaren Vorsteuerbeträge nach Durch-
schnittssitzen ermitteln. Die Erklärung bindet
den Unternehmer mindestens für zwei Kalender-
jahre. Sie kann nur mit Wirkung vom Beginn
eines Kalenderjahres an widerrufen werden. Der
Widerruf ist spätestens bis zum zehnten Tag
nach Beginn dieses Kalenderjahres zu erklären.
Eine erneute Ermittlung des Vorsteuerabzuges
nach Durchschnittssätzen ist frühestens nach Ab-
lauf von fünf Kalenderjahren zulässig.

Erleichterungen bei der Aufteilung der Vor-
steuerbeträge

$ 15. (1) Bewirkt der Unternehmer Umsätze
von Geldforderungen, die nach § 6 Z. 8 steuer-
frei sind und bei denen mit der Vereinnahmung
des Entgeltes zugleich das Entgelt für einen ande-
ren, zum Vorsteuerabzug berechtigenden Umsatz
des Unternehmers vereinnahmt wird, so müssen
diese Umsätze bei der Aufteilung der Vor-
steuerbeträge nach § 12 Abs. 5 in den Umsatz-
schlüssel nicht einbezogen werden. Bei der
Aufteilung der Vorsteuerbeträge nach § 12
Abs. 5 Z. 2 sind in diesen Fällen nur jene Vor-
steuerbeträge nicht abziehbar, die diesen Um-
sätzen ausschließlich zuzurechnen sind.

(2) Die Erleichterung nach Abs. 1 gilt ferner
für die nach § 6 Z. 8 steuerfreien verzinslichen
Einlagen bei Kreditinstituten sowie für Lieferun-
gen von gesetzlichen Zahlungsmitteln und in-
ländischen amtlichen Wertzeichen, wenn diese
Umsätze nur als Hilfsgeschäfte getätigt werden.

(3) Bei der Aufteilung der Vorsteuerbeträge
nach § 12 Abs. 5 Z. 2 gilt die Erleichterung nach
Abs. 1 auch für steuerfreie Umsätze nach § 6
Z. 9 lit. a, wenn sie vom Unternehmer nur als
Hilfsgeschäfte bewirkt werden.
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Änderung der Bemessungsgrundlage

§ 16. (1) Hat sich die Bemessungsgrundlage für
einen steuerpflichtigen Umsatz im Sinne des § 1
Abs. 1 Z. 1 und 2 geändert, so haben

1. der Unternehmer, der diesen Umsatz aus-
geführt hat, den dafür geschuldeten Steuerbetrag,
und

2. der Unternehmer, an den dieser Umsatz
ausgeführt worden ist, den dafür in Anspruch
genommenen Vorsteuerabzug entsprechend zu
berichtigen. Die Berichtigungen sind für den
Veranlagungszeitraum vorzunehmen, in dem die
Änderung des Entgeltes eingetreten ist.

(2) Die Berichtigung des Vorsteuerabzuges
kann unterbleiben, wenn ein dritter Unterneh-
mer den auf die Minderung des Entgeltes ent-
fallenden Steuerbetrag an das Finanzamt ent-
richtet; in diesem Fall ist der dritte Unterneh-
mer Schuldner der Steuer. Die Steuer ist für
den Veranlagungszeitraum zu entrichten, in dem
die Änderung des Entgeltes eingetreten ist.

(3) Ist das Entgelt für eine steuerpflichtige
Lieferung oder sonstige Leistung uneinbringlich
geworden, so gilt Abs. 1 sinngemäß. Wird das
Entgelt nachträglich vereinnahmt, so sind
Steuerbetrag und Vorsteuerabzug erneut zu be-
richtigen.

(4) Ist eine Einfuhrumsatzsteuer, die als Vor-
steuer abgezogen worden ist, herabgesetzt, erlas-
sen oder erstattet worden, so hat der Unter-
nehmer den Vorsteuerabzug entsprechend zu
berichtigen. Der letzte Satz des Abs. 1 gilt sinn-
gemäß.

(5) Werden die Entgelte für unterschiedlich
besteuerte Lieferungen oder sonstige Leistungen
eines bestimmten Zeitabschnittes gemeinsam ge-
ändert (z. B. Jahresboni, Jahresrückvergütun-
gen), so hat der Unternehmer dem Abnehmer der
Lieferungen oder dem Empfänger der sonstigen
Leistungen einen Beleg zu erteilen, aus dem zu
ersehen ist, wie sich die Änderung der Entgelte
auf die unterschiedlich besteuerten Umsätze ver-
teilt.

Besteuerung nach vereinnahmten Entgelten

§ 17. (1) Unternehmer, deren sonstige Leistun-
gen nach § 10 Abs. 2 Z. 7 und 8 dem ermäßigten
Steuersatz unterliegen, haben die Steuer für die
mit dieser Tätigkeit zusammenhängenden Um-
sätze nach den vereinnahmten Entgelten zu
berechnen (Istbesteuerung). Das gleiche gilt bei
Unternehmen, welche Gas-, Wasser-, Elektrizitäts-
oder Heizwerke betreiben, und bei Anstalten
zur Müllbeseitigung und zur Abfuhr von Spül-
wasser und Abfällen, für alle Umsätze, die mit
dem Betrieb von solchen Werken oder Anstal-
ten regelmäßig verbunden sind, wobei mit der
Rechnungslegung das Entgelt als vereinnahmt

und die Lieferungen und sonstigen Leistungen
als ausgeführt anzusehen sind; Teilzahlungsanfor-
derungen für Gas-, Wasser-, Elektrizitäts- und
Wärmelieferungen gelten auch dann als Rech-
nungen im Sinne des § 11, wenn sie die im § 11
Abs. 1 Z. 3 und 4 geforderten Angaben nicht
enthalten.

(2) Das Finanzamt hat auf Antrag zu gestat-
ten, daß ein Unternehmer, dessen Gesamtumsatz
in einem der beiden vorangegangenen Kalender-
jahre nicht mehr als 700.000 S betragen hat, die
Steuer nach den vereinnahmten Entgelten be-
rechnet. Der Antrag kann auf einen von mehre-
ren Betrieben des gleichen Unternehmers be-
schränkt werden.

(3) Die Bewilligung zur Istbesteuerung nach
Abs. 2 erlischt, wenn der Gesamtumsatz in zwei
aufeinanderfolgenden Kalenderjahren 700.000 S
überstiegen hat, mit Ablauf dieses Zeitraumes.

(4) Der Übergang von der Besteuerung nach
den Solleinnahmen (Sollbesteuerung) zu der
Besteuerung nach den vereinnahmten Entgelten
(Istbesteuerung) ist nur unter der Auflage zu
gestatten, daß der Unternehmer die für spätere
Umsätze bereits vereinnahmten Entgelte zum
nächsten Fälligkeitszeitpunkt versteuert. Bei dem
Übergang von der Istbesteuerung zu der Soll-
besteuerung hat der Unternehmer bereits früher
bewirkte Umsätze, für die ein Entgelt noch nicht
vereinnahmt wurde, zum nächsten Fälligkeits-
zeitpunkt zu versteuern. Der Wechsel in der
Besteuerungart ist nur zum Beginn eines Kalen-
derjahres zulässig.

(5) Hängt die Anwendung einer Besteuerungs-
vorschrift vom Gesamtumsatz ab, so ist bei der
Sollbesteuerung von den steuerbaren Lieferun-
gen und sonstigen Leistungen und dem Eigenver-
brauch, bei der Istbesteuerung von den verein-
nahmten Entgelten und dem Eigenverbrauch aus-
zugehen. Außer Betracht bleiben die steuerfreien
Umsätze mit Ausnahme der nach § 6 Z. 1 bis 6
befreiten Umsätze sowie die Geschäftsveräuße-
rungen nach § 4 Abs. 7. Ist die Besteuerung von
der Summe der Umsätze eines Kalenderjahres
abhängig und ist der Veranlagungszeitraum kür-
zer als ein Kalenderjahr, so ist der tatsächliche
Umsatz in einen Jahresumsatz umzurechnen.

(6) Bei der Istbesteuerung treten an die Stelle
der Entgelte für die ausgeführten Lieferungen
und sonstigen Leistungen die vereinnahmten Ent-
gelte.

(7) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 finden
auf die Geschäftsveräußerung im ganzen (§ 4
Abs. 7) keine Anwendung.

Aufzeichnungspflichten und buchmäßiger Nach-
weis

§ 18. (1) Der Unternehmer ist verpflichtet, zur
Feststellung der Steuer und der Grundlagen ihrer
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Berechnung im Inland Aufzeichnungen zu füh-
ren.

(2) Der Aufzeichnungspflicht ist genügt, wenn
1. sämtliche Entgelte für die vom Unternehmer

ausgeführten Lieferungen und sonstigen Leistun-
gen fortlaufend, unter Angabe des Tages derart
aufgezeichnet werden, daß zu ersehen ist, wie
sich die Entgelte auf die Steuersätze verteilen
und welche Entgelte auf steuerfreie Umsätze ent-
fallen;

2. die Bemessungsgrundlagen für den Eigen-
verbrauch aufgezeichnet werden;

3. die nach § 11 Abs. 12 und 14 sowie nach
§ 16 Abs. 2 geschuldeten Steuerbeträge aufge-
zeichnet werden;

4. die Entgelte für steuerpflichtige Lieferun-
gen und sonstige Leistungen, die an den Unter-
nehmer für sein Unternehmen ausgeführt wor-
den sind, und die auf diese Umsätze entfallende
Steuer fortlaufend aufgezeichnet werden;

5. die Bemessungsgrundlage (§ 5) von einge-
führten Gegenständen und die für ihre Einfuhr
entrichtete Einfuhrumsatzsteuer unter Angabe
des Tages der Entrichtung fortlaufend aufgezeich-
net werden;

6. die aufgezeichneten Entgelte (Z. 1) und
Steuerbeträge sowie die Bemessungsgrundlagen
für den Eigenverbrauch regelmäßig, mindestens
zum Schluß jedes Voranmeldungszeitraumes, auf-
gerechnet werden.

(3) Der Unternehmer kann die im Abs. 2
Z. 1 festgelegte Aufzeichnungspflicht auch in der
Weise erfüllen, daß er Entgelt und Steuerbetrag
in einer Summe aufzeichnet. Die Verpflichtung
zur Trennung von Entgelten nach Steuersätzen
und steuerfreien Umsätzen wird hiedurch nicht
berührt. Spätestens zum Schluß jedes Voranmel-
dungszeitraumes hat der Unternehmer die
Summe der Entgelte zu errechnen und aufzu-
zeichnen.

(4) Der Unternehmer kann die im Abs. 2
Z. 4 festgelegte Aufzeichnungspflicht auch in der
Weise erfüllen, daß er Entgelt und Steuerbetrag
in einer Summe, getrennt nach den in den Ein-
gangsrechnungen angewandten Steuersätzen, auf-
zeichnet. Spätestens zum Schluß jedes Voranmel-
dungszeitraumes hat der Unternehmer die
Summe der Entgelte und die Summe der Steuer-
beträge zu errechnen und aufzuzeichnen. Die
Verpflichtung zur Aufzeichnung nach Abs. 2
Z. 4 und 5 entfällt, wenn der Unternehmer nur
Umsätze bewirkt, für die der Vorsteuerabzug
nach § 12 Abs. 3 ausgeschlossen ist.

(5) In den Fällen des § 12 Abs. 4 und 5
Z. 2 müssen aus den Aufzeichnungen des Unter-
nehmers jene Vorsteuerbeträge leicht nachprüfbar
zu ersehen sein, welche den zum Vorsteuerabzug
berechtigenden Umsätzen ganz oder teilweise

zuzurechnen sind. Außerdem hat der Unterneh-
mer in diesen Fällen die Entgelte für die Um-
sätze, die nach § 12 Abs. 3 den Vorsteuerabzug
ausschließen, getrennt von den übrigen Entgelten
aufzuzeichnen, wobei die Verpflichtung zur Tren-
nung der Entgelte nach Abs. 2 Z. 1 unberührt
bleibt.

(6) Macht der Unternehmer von der Vor-
schrift des § 12 Abs. 7 Gebrauch, so hat er die
Aufzeichnungspflichten der Abs. 1 bis 5 für jeden
Betrieb gesondert zu erfüllen. In den Fällen des
§ 12 Abs. 10 und 11 hat der Unternehmer die
Berechnungsgrundlagen für den Ausgleich aufzu-
zeichnen, der von ihm in den in Betracht kom-
menden Kalenderjahren durchzuführen ist.

(7) Unternehmern, denen nach Art und Um-
fang ihres Unternehmens eine Trennung der Ent-
gelte nach Steuersätzen im Sinne des Abs. 2
Z. 1 und Abs. 3 nicht zumutbar ist, kann das
Finanzamt auf Antrag gestatten, daß sie die Ent-
gelte nachträglich unter Berücksichtigung des
Wareneinganges trennen. Das Finanzamt darf nur
ein Verfahren zulassen, dessen steuerliches Er-
gebnis nicht wesentlich von dem Ergebnis einer
Aufzeichnung der Entgelte, getrennt nach Steuer-
sätzen, abweicht.

(8) Hängt die Besteuerung von einem buch-
mäßigen Nachweis ab, so sind die diesem Nach-
weis dienenden Bücher oder Aufzeichnungen im
Inland zu führen und mit den dazugehörigen
Unterlagen im Inland aufzubewahren; die nach-
zuweisenden Voraussetzungen müssen daraus
leicht nachprüfbar zu ersehen sein.

Steuerschuldner, Entstehung der Steuerschuld

§ 19. (1) Steuerschuldner ist in den Fällen
des § 1 Abs. 1 Z. 1 und 2 der Unternehmer.

(2) Die Steuerschuld entsteht
1. für Lieferungen und sonstige Leistungen
a) mit Ablauf des Kalendermonates, in dem

die Lieferungen oder sonstigen Leistungen
ausgeführt worden sind (Sollbesteuerung);
dieser Zeitpunkt verschiebt sich um einen
Kalendermonat, wenn die Rechnungsaus-
stellung erst nach Ablauf des Kalender-
monates erfolgt, in dem die Lieferung oder
sonstige Leistung erbracht worden ist,

b) in den Fällen der Besteuerung nach verein-
nahmten Entgelten (§ 17) mit Ablauf des
Kalendermonates, in dem die Entgelte ver-
einnahmt worden sind (Istbesteuerung),

c) in den Fällen der Einzelbesteuerung nach
§ 20 Abs. 4 im Zeitpunkt des Grenzüber-
ganges;

2. für den Eigenverbrauch mit Ablauf des
Kalendermonates, in dem die Gegenstände für

153
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die im § 1 Abs. 1 Z. 2 lit. a und b bezeichneten
Zwecke verwendet worden sind.

(3) In den Fällen des § 11 Abs. 12 entsteht
die Steuerschuld in dem Zeitpunkt, der sich aus
Abs. 2 Z. 1 lit. a ergibt.

(4) In den Fallen des § 11 Abs. 14 entsteht die
Steuerschuld mit Ablauf des Kalendermonates,
in dem die Rechnung ausgefolgt worden ist.

(5) In den Fällen des § 16 Abs. 2 entsteht die
Steuerschuld mit Ablauf des Kalendermonates,
in dem die Minderung des Entgeltes eingetreten
ist.

(6) Für die Einfuhrumsatzsteuer gilt § 24
Abs. 2.

Veranlagungszeitraum und Einzelbesteuerung

§ 20. (1) Bei der Berechnung der Steuer ist in
den Fällen des § 1 Abs. 1 Z. 1 und 2 — soweit
nicht Abs. 4 gilt — von der Summe der Um-
sätze auszugehen, für welche die Steuerschuld im
Laufe eines Kalenderjahres (Veranlagungszeit-
raum) entstanden ist. Dem ermittelten Betrag
sind die nach § 11 Abs. 12 und 14 sowie nach
§ 16 Abs. 2 geschuldeten Beträge hinzuzurech-
nen.

(2) Von dem nach Abs. 1 errechneten Betrag
sind die in den Veranlagungszeitraum fallen-
den, nach § 12 abziehbaren Vorsteuerbeträge
abzusetzen. Die abziehbare Einfuhrumsatzsteuer
ist ab in jenen Kalendermonat fallend
anzusehen, der dem Kalendermonat vorangeht,
in dem sie entrichtet worden ist.

(3) Hat der Unternehmer seine gewerbliche
oder berufliche Tätigkeit nur in einem Teil des
Kalenderjahres ausgeübt, so tritt dieser Teil an
die Stelle des Kalenderjahres.

(4) Bei Beförderungen von Personen im grenz-
überschreitenden Gelegenheitsverkehr mit nicht
im Inland zugelassenen Kraftfahrzeugen und An-
hängern ist die Steuer für jeden einzelnen Um-
satz von den Zollämtern zu erheben (Einzel-
besteuerung). Ein Vorsteuerabzug (Abs. 2) ist
in diesen Fällen nicht zulässig.

(5) In den Fällen des Abs. 4 bleibt das Recht
des Unternehmers, beim zuständigen Finanzamt
den Vorsteuerabzug nach Maßgabe des § 12 gel-
tend zu machen, unberührt, wenn die gesetzliche
Frist zur Einreichung der Steuererklärung einge-
halten wird. Der Unternehmer hat in der Vor-
anmeldung (Steuererklärung) anzugeben, daß für
die Beförderung von Personen im grenzüber-
schreitenden Gelegenheitsverkehr eine Einzel-
besteuerung erfolgt ist; im Falle einer Veranla-
gung ist für solche Umsätze eine Steuer nicht
festzusetzen.

(6) Für die Einfuhrumsatzsteuer gilt § 24
Abs. 2.

Voranmeldung und Vorauszahlung, Veranlagung

§ 21. (1) Der Unternehmer hat — soweit nicht
Abs. 6 gilt — binnen einem Kalendermonat und
zehn Tagen nach Ablauf eines Kalendermonates
(Voranmeldungszeitraum) eine Voranmeldung
abzugeben, in der er die für den Voranmeldungs-
zeitraum zu entrichtende Steuer (Vorauszahlung)
unter entsprechender Anwendung des § 20 Abs. 1
und 2 und des § 16 selbst zu berechnen hat. Der
Unternehmer hat innerhalb derselben Frist die
Vorauszahlung zu entrichten. Ergibt sich in der
Voranmeldung ein Überschuß zugunsten des
Unternehmers, so ist dieser Überschuß als Gut-
schrift zu behandeln. Diese Gutschrift wird mit
Abgabe der Voranmeldung, frühestens jedoch mit
Ablauf des Voranmeldungszeitraumes, wirksam.
Solange innerhalb eines Veranlagungszeitraumes
ein Überschuß zugunsten des Unternehmers be-
steht, entfällt die Verpflichtung zur Abgabe einer
Voranmeldung.

(2) Für Unternehmer, deren Umsätze nach § 1
Abs. 1 Z. 1 und 2 im vorangegangenen Kalender-
jahr 150.000 S nicht überstiegen haben, ist das
Kalendervierteljahr der Voranmeldungszeitraum;
der Unternehmer kann jedoch durch fristgerechte

, Abgabe einer Voranmeldung für den ersten Ka-
lendermonat eines Veranlagungszeitraumes mit
Wirkung für den ganzen Veranlagungszeitraum
den Kalendermonat als Voranmeldungszeitraum
wählen. Diese Regelung gilt nicht, wenn der
Unternehmer im vorangegangenen Kalenderjahr
keine Umsätze nach § 1 Abs. 1 Z. 1 und 2 aus-
geführt hat.

(3) Die Voranmeldung gilt als Steuererklärung.
Die Vorauszahlung ist eine Abgabe im Sinne der
Bundesabgabenordnung. Gibt der Unternehmer
bis zum Ablauf der Voranmeldungsfrist eine Vor-
anmeldung nicht ab oder hat er in einer Vor-
anmeldung die Vorauszahlung nicht richtig be-
rechnet, so hat das Finanzamt die Vorauszahlung
festzusetzen. Als Zeitpunkt ihrer Fälligkeit gilt
der zehnte Tag des zweitfolgenden Kalender-
monates nach Ablauf des Voranmeldungszeit-
raumes.

(4) Der Unternehmer wird nach Ablauf des
Kalenderjahres oder des kürzeren Veranlagungs-
zeitraumes (§ 20 Abs. 3) zur Steuer veranlagt.
Er hat für das abgelaufene Kalenderjahr eine
Steuererklärung abzugeben, in der er die zu
entrichtende Steuer nach § 20 Abs. 1 bis 3 und
§ 16 selbst zu berechnen hat. Bei Einstellung der
gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit (§ 20
Abs. 3) hat der Unternehmer binnen einem
Monat nach Ablauf des Veranlagungszeitraumes
eine Steuererklärung abzugeben.

(5) Wird bei der Veranlagung die Steuer höher
festgesetzt als die vom Unternehmer für den
Veranlagungszeitraum berechnete Steuer, so ist
der Unterschiedsbetrag binnen einem Monat nach
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Bekanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten
(Abschlußzahlung). Die Verpflichtung, rückstän-
dige Vorauszahlungen schon früher zu entrich-
ten, bleibt unberührt. Ergibt sich durch die Ver-
anlagung ein Unterschiedsbetrag zugunsten des
Unternehmers, so ist dieser Unterschiedsbetrag
als Gutschrift zu behandeln.

(6) Unternehmer, deren Umsätze nach § 1
Abs. 1 Z. 1 und 2 im Veranlagungszeitraum
40.000 S nicht übersteigen, sind von der Ver-
pflichtung, eine Steuererklärung (Voranmeldung)
abzugeben und die Steuer zu entrichten, befreit;
die Einfuhrumsatzsteuer, die nach § 11 Abs. 12
und 14 sowie die nach § 20 Abs. 4 geschuldete
Steuer sind jedoch zu entrichten. Die Bestimmun-
gen über den Vorsteuerabzug (§ 12) finden keine
Anwendung.

(7) Im Falle des Abs. 6 erster Satz findet eine
Veranlagung nur dann statt, wenn eine Steuer-
erklärung eingereicht worden ist oder Voraus-
zahlungen für den Veranlagungszeitraum ent-
richtet oder festgesetzt worden sind; eine Steuer
ist in diesen Fällen nicht festzusetzen.

(8) Der Unternehmer kann bis zum Ablauf
des Veranlagungszeitraumes gegenüber dem
Finanzamt schriftlich erklären, daß er auf die
Anwendung des Abs. 6 verzichtet und seine Um-
sätze nach den allgemeinen Vorschriften dieses
Bundesgesetzes versteuern will. Diese Erklärung
bindet den Unternehmer mindestens für fünf
Kalenderjahre. Sie kann nur mit Wirkung vom
Beginn eines Kalenderjahres an widerrufen wer-
den. Der Widerruf ist spätestens bis zum Ablauf
des ersten Kalendermonates nach Beginn dieses
Kalenderjahres zu erklären.

(9) In den Fällen des § 20 Abs. 4 (Einzel-
besteuerung) gilt abweichend von den Abs. 1
bis 4 folgendes:

1. Der Beförderungsunternehmer hat dem Ein-
trittszollamt für jede einzelne Fahrt eine Steuer-
erklärung in zweifacher Ausfertigung abzugeben,
welche insbesondere folgende Angaben zu ent-
halten hat:

a) Den Namen und die Anschrift des Beförde-
rungsunternehmers sowie seines Bevoll-
mächtigten,

b) die Art des Kraftfahrzeuges und des An-
hängers sowie deren polizeiliche Kenn-
zeichen,

c) den Beförderungsweg im Inland und seine
Länge in Straßenkilometern,

d) die Anzahl der beförderten Personen aus-
schließlich des Lenkers,

e) den Stand des Kilometerzählers;
2. das Eintrittszollamt hat die Steuer festzu-

setzen und dem Beförderungsunternehmer oder
dem Lenker des Kraftfahrzeuges eine Ausferti-
gung der Erklärung mit der bescheidmäßigen
Festsetzung zurückzustellen. Dieser Bescheid ist

während der Fahrt im Bundesgebiet mitzuführen
und dem Austrittszollamt vorzuweisen. Die
Steuer ist sofort fällig und zu entrichten;

3. der Beförderungsunternehmer hat dem Aus-
trittszollamt eine berichtigte Steuererklärung in
zweifacher Ausfertigung abzugeben, wenn die
Bemessungsgrundlage von der beim Eintrittszoll-
amt erklärten Bemessungsgrundlage abweicht.
Das Austrittszollamt hat die Richtigkeit der beim
Eintrittszollamt festgesetzten Steuer zu überprü-
fen und — soweit erforderlich — eine ergänzende
Festsetzung mit Bescheid vorzunehmen. Eine sich
daraus ergebende Steuerschuld ist sofort fällig
und zu entrichten, eine sich ergebende Überzah-
lung ist sofort zu erstatten;

4. der Lenker des Kraftfahrzeuges gilt als Ver-
treter des Beförderungsunternehmers, wenn nicht
dieser selbst oder ein von ihm schriftlich Bevoll-
mächtigter einschreitet;

5. das Kraftfahrzeug und der Anhänger haf-
ten für die Steuer. Die Zollämter sind befugt,
das Fahrzeug zur Geltendmachung dieser Haf-
tung auch dann zu beschlagnahmen, wenn es
nicht im Eigentum des Steuerschuldners steht.

(10) Der Bundesminister für Finanzen kann
aus Vereinfachungsgründen mit Verordnung für
Gruppen von Unternehmern für die Ermittlung
der Höhe des Eigenverbrauches Schätzungsricht-
linien erlassen und bestimmen, daß die auf diesen
Eigenverbrauch entfallende Steuer zu anderen
als den im Abs. 1 und 2 angeführten Fälligkeits-
zeitpunkten zu entrichten ist. Bei Erstellung der
Richtlinien ist auf die durchschnittliche Höhe
des Eigenverbrauches innerhalb der Gruppe von
Unternehmern, für welche die Durchschnitts-
sätze gelten sollen, Bedacht zu nehmen. Die
Richtlinien sind nur anzuwenden, soweit der
Unternehmer die Höhe des Eigenverbrauches
nicht durch ordnungsgemäß geführte Aufzeich-
nungen nachweist.

Besteuerung der Umsätze bei land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieben

§ 22. (1) Bei nichtbuchführungspflichtigen
Unternehmern, die Umsätze im Rahmen eines
land- und forstwirtschaftlichen Betriebes ausfüh-
ren, wird die Steuer für diese Umsätze mit 6 vom
Hundert der Bemessungsgrundlage festgesetzt.
Die diesen Umsätzen zuzurechnenden Vorsteuer-
beträge werden in gleicher Höhe festgesetzt. Die
Befreiungsbestimmungen des § 6 Z. 7 bis 15 und
die Bestimmungen des § 11 sind anzuwenden.

(2) Für die Lieferungen und den Eigenver-
brauch der in der Anlage nicht angeführten Ge-
tränke und alkoholischen Flüssigkeiten ist eine
zusätzliche Steuer von 10 vom Hundert der
Bemessungsgrundlage zu entrichten; diese zusätz-
liche Steuer vermindert sich bei Zutreffen der im
§ 10 Abs. 2 Z. 4 angeführten Voraussetzungen
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für die Lieferungen und den Eigenverbrauch von
Wein aus frischen Weintrauben auf 2 vom Hun-
dert der Bemessungsgrundlage. Für diese zusätz-
liche Steuer gelten die allgemeinen Vorschriften
dieses Gesetzes mit der Einschränkung sinngemäß,
daß ein weiterer Vorsteuerabzug entfällt.

(3) Als land- und forstwirtschaftlicher Betrieb
ist ein Betrieb anzusehen, dessen Hauptzweck auf
die Land- und Forstwirtschaft gerichtet ist. Als
Landwirtschaft gelten insbesondere der Acker-,
Garten-, Gemüse-, Obst- und Weinbau, die Wie-
sen- und Weidewirtschaft einschließlich der Wan-
derschäferei, die Fischzucht einschließlich der
Teichwirtschaft und die Binnenfischerei, die
Imkerei sowie Tierzucht- und Tierhaltungs-
betriebe im Sinne des § 30 des Bewertungsgeset-
zes 1955.

(4) Zum land- und forstwirtschaftlichen Betrieb
gehören auch die Nebenbetriebe, die dem land-
und forstwirtschaftlichen Hauptbetrieb zu dienen
bestimmt sind.

(5) Führt der Unternehmer neben den im
Abs, 1 angeführten Umsätzen auch andere Um-
sätze aus, so ist der land- und forstwirtschaftliche
Betrieb als gesondert geführter Betrieb im Sinne
des § 12 Abs. 7 zu behandeln.

(6) Der Unternehmer kann spätestens bis zum
zehnten Tag nach Ablauf des ersten Voranmel-
dungszeitraumes eines Kalenderjahres dem
Finanzamt erklären, daß seine Umsätze vom Be-
ginn dieses Kalenderjahres an nicht nach den
Abs. 1 bis 5, sondern nach den allgemeinen Vor-
schriften dieses Gesetzes besteuert werden sollen.
Diese Erklärung bindet den Unternehmer für
mindestens fünf Kalenderjahre. Sie kann nur mit
Wirkung vom Beginn eines Kalenderjahres an
widerrufen werden. Der Widerruf ist spätestens
bis zum zehnten Tag nach Beginn dieses Kalen-
derjahres zu erklären.

Kürzungsbetrag für Kleinunternehmer

§ 23. (1) Unternehmer, deren Gesamtumsatz
(§ 17 Abs. 5) den Betrag von 150.000 S nicht
übersteigt, sind berechtigt, die für den Veranla-
gungszeitraum zu entrichtende Steuer nach Maß-
gabe des Abs. 2 zu kürzen.

(2) Das Ausmaß der Kürzung beträgt bei einem
Gesamtumsatz von

nicht mehr als 50.000 S 20 vom Hundert,
mehr als 50.000 S, aber nicht mehr
als 100.000 S 15 vom Hundert,
mehr als 100.000 S, aber nicht mehr
als 150.000 S 10 vom Hundert

der Steuer, die der Unternehmer für den Ver-
anlagungszeitraum zu entrichten hat.

(3) Der Kürzungsbetrag kann nur in der Steuer-
erklärung für den Veranlagungszeitraum geltend
gemacht werden.

Sondervorschriften für die Einfuhrumsatzsteuer

§ 24. (1) In der Warenerklärung im Sinne der
zollrechtlichen Bestimmungen hat der Ver-
fügungsberechtigte bei der Verzollung und bei
der Abfertigung auf Vormerkschein von ein-
fuhrumsatzsteuerbaren Waren auch alle für die
Festsetzung der Einfuhrumsatzsteuer maßgeb-
lichen Angaben, insbesondere über den Zollwert
oder das Entgelt der Waren sowie die Kosten
nach § 5 Abs. 5, getrennt nach den in Betracht
kommenden Steuersätzen, zu machen. In den
Fällen einer Vormerkrechnung müssen diese An-
gaben für die entnommenen Waren in der für
die Abrechnung abzugebenden Warenerklärung
(Abmeldung) enthalten sein. Die Richtigkeit die-
ser Angaben ist vom Verfügungsberechtigten ins-
besondere durch Vorlage der Handelsrechnung
und der Rechnung über die Kosten nachzuweisen.

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht ande-
res bestimmt ist, gelten für die Einfuhrumsatz-
steuer die Rechtsvorschriften für Zölle sinn-
gemäß. Die Vorschrift des § 43 des Zollgesetzes
1955 gilt nur insoweit sinngemäß, als der Antrag-
steller hinsichtlich des wiederauszuführenden
Gegenstandes nicht nach § 12 Abs. 1 Z. 2 zum
Vorsteuerabzug berechtigt ist.

(3) Für die Erhebung der Einfuhrumsatzsteuer
sind die Zollämter zuständig.

Besondere Aufsichtsmaßnahmen zur Sicherung
des Steueranspruches

§ 25. (1) Ein Unternehmer, der ohne Begrün-
dung einer gewerblichen Niederlassung oder
außerhalb einer solchen von Haus zu Haus oder
auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder
anderen öffentlichen Orten Umsätze ausführt
(Straßenhandel betreibt), hat ein Steuerheft nach
einer vom Bundesminister für Finanzen be-
stimmten Form zu führen. Das Steuerheft wird
auf Antrag vom Finanzamt ausgefertigt.

(2) Von der Verpflichtung zur Führung eines
Steuerheftes sind Unternehmer befreit,

1. die den Handel mit Zeitungen und Zeit-
schriften betreiben;

2. die an einem Markt im Sinne der §§ 62 ff.
der Gewerbeordnung in den Grenzen der Markt-
ordnung teilnehmen und lediglich die innerhalb
ihres land- und forstwirtschaftlichen Betriebes
erzeugten Gegenstände feilbieten;

3. die innerhalb des Gemeindegebietes ihrer
gewerblichen Niederlassung Umsätze im Rahmen
des Abs. 1 bewirken und Bücher nach kaufmän-
nischen Grundsätzen oder Aufzeichnungen im
Sinne des § 18 Abs. 1 führen;

4. die außerhalb des Gemeindegebietes ihrer
gewerblichen Niederlassung Umsätze im Rahmen
des Abs. 1 bewirken und Bücher nach kaufmän-
nischen Grundsätzen führen.
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(3) Das Finanzamt kann die Führung eines
Steuerheftes auch von einem Unternehmer ver-
langen, der Gegenstände von Haus zu Haus oder
auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder
an anderen öffentlichen Orten einkauft oder
durch Angestellte einkaufen läßt.

(4) Erbringt ein Unternehmer, der im Inland
weder einen Wohnsitz (Sitz) noch seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt oder eine Betriebsstätte hat,
im Inland eine steuerpflichtige Leistung, hat der
Leistungsempfänger, für dessen Unternehmen die
Leistung ausgeführt wird, die auf diese Leistung
entfallende Umsatzsteuer einzubehalten und im
Namen und für Rechnung des leistenden Unter-
nehmers an das für diesen zuständige Finanzamt
abzuführen. Kommt der Leistungsempfänger die-
ser Verpflichtung nicht nach, so haftet er für
den hiedurch entstehenden Steuerausfall.

Allgemeine Übergangsvorschriften

§ 26. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1973 in Kraft. Verordnungen auf Grund der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes können von
dem der Kundmachung dieses Bundesgesetzes
folgenden Tag an erlassen werden; sie treten
frühestens mit den betreffenden Bestimmungen
in Kraft.

(2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
sind auf steuerbare Umsätze im Sinne des § 1
Abs. 1 Z. 1 und 2 anzuwenden, die nach dem
31. Dezember 1972 ausgeführt werden. Für
Lieferungen und sonstige Leistungen gilt dies
ohne Rücksicht darauf, wann das Entgelt ver-
einnahmt worden ist.

(3) Gas-, Wasser-, Elektrizitäts- und Wärme-
lieferungen von Unternehmern, die Gas-, Was-
ser-, Elektrizitäts- oder Heizwerke betreiben,
sind im Verhältnis der Tage vor und nach dem
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgeset-
zes aufzuteilen, wenn dieser Zeitpunkt in den
Ablesezeitraum fällt.

(4) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
sind auf steuerbare Umsätze im Sinne des § 1
Abs. 1 Z. 3 anzuwenden, bei denen der nach den
wertzollrechtlichen Bestimmungen für die Er-
mittlung des Normalpreises maßgebende Zeit-
punkt nach dem 31. Dezember 1972 liegt.

(5) Die Bestimmung des § 12 Abs. 10 ist erst-
mals auf Gegenstände anzuwenden, die der
Unternehmer nach dem 31. Dezember 1977 der
Verwendung oder Nutzung als Anlagevermögen
zuführt.

(6) Hat der Unternehmer Entgelte für nach
dem 31. Dezember 1972 ausgeführte Lieferungen
oder sonstige Leistungen den bis zu diesem Zeit-
punkt geltenden umsatzsteuerrechtlichen oder
beförderungssteuerrechtlichen Bestimmungen
unterworfen, so ist er berechtigt, die Steuer, die

er für den ersten Voranmeldungszeitraum, auf
den die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
anzuwenden sind, schuldet, um die insoweit ent-
richtete Steuer zu kürzen.

(7) Bei der Verkaufskommission gilt unbe-
schadet des Abs. 2 die Lieferung des Kommitten-
ten erst mit der Lieferung des Gegenstandes
durch den Kommissionär als ausgeführt, wenn
der zum kommissionsweisen Verkauf übernom-
mene Gegenstand durch den Kommissionär vor
dem 1. Jänner 1973 noch nicht geliefert worden
ist. Hat der Kommittent für Lieferungen, die
nach dem ersten Satz erst als nach dem 31. De-
zember 1972 ausgeführt gelten, die Steuer nach
den bis zu diesem Zeitpunkt geltenden umsatz-
steuerrechtlichen Bestimmungen bereits nach ver-
einbarten Entgelten entrichtet, so ist er berech-
tigt, die Steuer, die er für den ersten Voranmel-
dungszeitraum, auf den die Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes anzuwenden sind, schuldet, um
die insoweit entrichtete Steuer zu kürzen.

(8) Bei Unternehmern, welche die Umsatz-
oder Beförderungssteuer für vor dem 1. Jänner
1973 ausgeführte Umsätze nach den Isteinnahmen
berechnen, entsteht die Steuerschuld für die am
Schluß des Kalenderjahres 1972 für diese Um-
sätze noch nicht vereinnahmten Entgelte — unbe-
schadet anderer abgabenrechtlicher Bestimmun-
gen — mit Ablauf dieses Kalenderjahres; die auf
diese Umsätze entfallende Steuer ist bis späte-
stens 31. März 1973 zu entrichten.

(9) Bei Unternehmern, deren sonstige Lei-
stungen nach § 10 Abs. 2 Z. 7 und 8 dem
ermäßigten Steuersatz unterliegen, sind die im
Abs. 8 bezeichneten Umsätze, sofern sie zum
31. Dezember 1972 noch nicht abgerechnet wor-
den sind, erst im Zeitpunkt der Abrechnung als
bewirkt anzusehen und demgemäß der Besteue-
rung nach den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes zu unterwerfen.

Übergangsregelung für das Vorratsvermögen

§ 27. (1) Der Unternehmer, auf dessen Um-
sätze § 21 Abs. 6 und 7 oder § 22 nicht anzu-
wenden sind, kann für seine am Schluß des
Kalenderjahres 1972 im Inland vorhandenen
Gegenstände des Vorratsvermögens eine Vor-
steuer abziehen, die sich aus der Anwendung
der Entlastungssätze nach Abs. 2 und 3 ergibt.
Dieser Vorsteuerabzug kann auch für Gegen-
stände des Vorratsvermögens vorgenommen wer-
den, die sich zum Stichtag lediglich vorüber-
gehend im Ausland befinden, wenn für deren
Ausfuhr auf Grund der Bestimmungen des
Umsatzsteuergesetzes 1959 kein Vergütungs-
anspruch gegeben ist. Zum Vorratsvermögen ge-
hören Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Halb-
und Fertigerzeugnisse und Waren, soweit diese
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im Sinne des § 131 Abs. 1 des Aktiengesetzes
1965 zum Umlaufvermögen zählen. Als Vorrats-
vermögen sind auch halbfertige Bauten oder An-
lagen auf fremdem Grund und Boden sowie For-
derungen hieraus anzusehen, wenn die Werk-
lieferung an den Auftraggeber bis zum Schluß
des Kalenderjahres 1972 noch nicht ausgeführt
ist.

(2) Der Entlastungssatz beträgt:

Die Zugehörigkeit der Gegenstände des Vor-
ratsvermögens zu den einzelnen Gruppen be-
stimmt sich nach der Anlage F zum Umsatz-
steuergesetz 1959 in der am 31. Dezember 1972
geltenden Fassung. Für in der Anlage F zum
Umsatzsteuergesetz 1959 nicht angeführte orts-
gebundene Anlagen auf fremdem Grund und
Boden beträgt der Entlastungssatz 4 vom Hun-
dert der Bemessungsgrundlage (Abs. 11).

(3) Soweit der Unternehmer die Gegenstände
steuerpflichtig erworben und im Inland nicht
bearbeitet oder verarbeitet hat, wird

1. für die im § 7 Abs. 2 Z. 1 lit. b und c des
Umsatzsteuergesetzes 1959 in der am 31. De-
zember 1972 geltenden Fassung aufgezählten
Gegenstände ein weiterer Entlastungsbetrag in
Höhe von 1•7 vom Hundert,

2. für alle übrigen Gegenstände ein weiterer
Entlastungsbetrag in Höhe von 5•5 vom Hundert
der Bemessungsgrundlage (Abs. 11) gewährt.

(4) Hat der Unternehmer die Gegenstände
ausgleichsteuerpflichtig eingeführt, im Inland kei-
ner Bearbeitung oder Verarbeitung zugeführt
und wurde die Ausgleichsteuer für solche Gegen-
stände nach dem 31. Dezember 1970 entrichtet,
so wird ihm als Entlastung ein Betrag gewährt,
welcher der nachweislich entrichteten Ausgleich-
steuer entspricht. Wurde die Ausgleichsteuer vor
dem 1. Jänner 1971 entrichtet oder kann die

Höhe der nach dem 31. Dezember 1970 entrich-
teten Ausgleichsteuer nicht nachgewiesen wer-
den, so ist eine Entlastung nach Maßgabe des
Abs. 2 Z. 2 zu gewähren.

(5) Beim Kommissionsgeschäft ist im Verhält-
nis zwischen dem Kommittenten und dem Kom-
missionär derjenige entlastungsberechtigt, dem
die Kommissionsware nach ertragsteuerlichen
Grundsätzen zuzurechnen ist.

(6) Wird eine vor dem 1. Jänner 1973 bewirkte
Lieferung im Jahre 1973 rückgängig gemacht, so
steht der Entlastungsanspruch für den Liefer-
gegenstand nicht dem Abnehmer, sondern dem
Lieferer zu, es sei denn, daß an Stelle des zurück-
gegebenen Gegenstandes ein Ersatzgegenstand
überlassen wird. Ein vom Abnehmer für den
Gegenstand gemäß Abs. 1 vorgenommener Vor-
steuerabzug ist unter sinngemäßer Anwendung
des § 16 Abs. 1 zu berichtigen.

(7) Der Vorsteuerabzug nach Abs. 1 kann auch
für Gegenstände des Vorratsvermögens in An-
spruch genommen werden, die der Unternehmer
vor Ablauf des Jahres 1972 vom Inland in das
Ausland ausgeführt hat, wenn die Gegenstände
nach dem 31. Dezember 1972 zur Verfügung des
Unternehmers in das Inland zurückgelangen und
eins Umsatzsteuervergütung nach den Bestim-
mungen des Umsatzsteuergesetzes 1959 für diese
Gegenstände nicht gewährt oder eine bereits
gewährte Umsatzsteuervergütung wieder zurück-
gezahlt worden ist.

(8) Der Unternehmer ist zum Abzug der Vor-
steuer nach Abs. 2 nicht berechtigt, wenn

1. der Gegenstand ohne Erhebung einer Aus-
gleichsteuer eingeführt worden ist. Hat der
Unternehmer den ohne Erhebung einer Aus-
gleichsteuer selbst eingeführten Gegenstand
jedoch im Inland einer Bearbeitung oder Verar-
beitung unterzogen, so ist ein Vorsteuerabzug
nach Abs. 2 Z. 1 von jenem Betrag zu gewähren,
um den die Bemessungsgrundlage (Abs. 11) den
Erwerbspreis oder Wert im Sinne des § 6 des
Umsatzsteuergesetzes 1959 des eingeführten
Gegenstandes übersteigt. Das gleiche gilt für jeden
Abnehmer, wenn der ohne Erhebung einer Aus-
gleichsteuer eingeführte Gegenstand erst durch
ihn bearbeitet oder verarbeitet worden ist, wobei
an Stelle des Erwerbspreises oder Wertes im
Sinne des § 6 des Umsatzsteuergesetzes 1959 der
Einkaufspreis herangezogen werden kann;

2. der Gegenstand aus dem inländischen
freien Verkehr in eine Zollfreizone gelangt und
in dieser steuerfrei erworben worden ist. Hat
der Unternehmer den in einer Zollfreizone er-
worbenen Gegenstand jedoch im Inland bearbei-
tet oder verarbeitet, so ist ein Vorsteuerabzug
nach Abs. 2 Z. 1 von jenem Betrag zu gewähren,
um den die Bemessungsgrundlage (Abs. 11) das
Entgelt für den in einer Zollfreizone erwor-
benen Gegenstand übersteigt.
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(9) Der Unternehmer ist zum Vorsteuerabzug
nach den Abs. 2 bis 8 nicht berechtigt,

1. soweit die Gegenstände
a) noch nicht gewonnene Bodenschätze sind

oder
b) von ihm zur Ausführung steuerfreier Um-

sätze gemäß § 6 Z. 7 bis 15 verwendet wer-
den, wobei § 12 Abs. 11 sinngemäß gilt,
oder

c) von ihm aus dem inländischen freien Ver-
kehr in eine Zollfreizone verbracht oder
versendet und in dieser von ihm weder be-
arbeitet noch verarbeitet worden sind, oder

2. soweit halbfertige Bauten oder Anlagen auf
fremdem Grund und Boden sowie Forderungen
hieraus im Sinne des Abs. 1 dritter Satz noch zum
Vorratsvermögen ihres Lieferers gehören.

(10) Eine Bearbeitung oder Verarbeitung im
Sinne der Abs. 2 bis 4, 8 und 9 liegt vor, wenn die
Wesensart des Gegenstandes durch den Unter-
nehmer oder in seinem Auftrag durch einen
anderen geändert worden ist. Sie wurde geändert,
wenn durch die Behandlung des Gegenstandes
nach der Verkehrsauffassung ein neues Verkehrs-
gut (ein Gegenstand anderer Marktgängigkeit)
entstanden ist. Kennzeichnen, Umpacken, Um-
füllen, Kühlen und Sortieren sowie bei Früchten
auch das Trocknen, Reinigen, Reifen und Nach-
reifen gelten nicht als Bearbeitung oder Ver-
arbeitung.

(11) Bei der Berechnung des abziehbaren Vor-
steuerbetrages nach Abs. 1 ist auszugehen

1. bei Unternehmern, die am Schluß des Kalen-
derjahres 1972 für die steuerliche Gewinnermitt-
lung eine Vermögensübersicht aufzustellen haben,
von dem nach den Vorschriften des Einkom-
mensteuergesetzes 1967 in dieser Übersicht anzu-
setzenden Wert. Dies gilt nicht für Unternehmer,
denen eine juristische Person im Sinn« des § 2
Abs. 2 Z. 2 untergeordnet ist;

2. bei den nicht unter Z. 1 fallenden Unter-
nehmern von den Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten der zum 31. Dezember 1972 vor-
handenen Gegenstände des Vorratsvermögens;
über dieses Vorratsvermögen ist bei sonstigem
Ausschluß von der Vorratsentlastung bis späte-
stens 31. Jänner 1973 ein Warenverzeichnis zu
erstellen und zur Prüfung durch das Finanzamt
bereitzuhalten. Ist der Teilwert oder, falls ein
solcher nicht in Betracht kommt, der gemeine
Wert niedriger, so ist dieser anzusetzen. Bei
Gegenständen, die bereits am Schluß des letzten
vor dem 31. Dezember 1972 endenden Wirt-
schaftsjahres zum Vorratsvermögen des Unter-
nehmers gehört haben, darf der Wertansatz
jedoch nicht über den Bilanzansatz am Schluß
dieses Wirtschaftsjahres hinausgehen.

Der für die Ermittlung des Entlastungsbetra-
ges maßgebliche Wert vermindert sich um die
darin enthaltenen Verbrauchsteuern, soweit diese
nicht mit Umsatzsteuer belastet sind.

(12) Der abziehbare Vorsteuerbetrag ist spä-
testens von der Vorauszahlung für den letzten
Voranmeldungszeitraum des Kalenderjahres 1973
abzusetzen. Will der Unternehmer den Betrag
früher geltend machen, so kann er die Hälfte
des Betrages von der Vorauszahlung eines Vor-
anmeldungszeitraumes absetzen. Der verblei-
bende Betrag ist auf die restlichen Voranmel-
dungszeiträume dieses Kalenderjahres gleichmäßig
zu verteilen. Ist der abziehbare Vorsteuerbetrag
nicht höher als 6.000 S, so kann er in einem
Betrag abgesetzt werden.

(13) Wird die Ausgleichsteuer für einen Gegen-
stand nach den bis zum Inkrafttreten dieses Bun-
desgesetzes geltenden Vorschriften erst nach dem
Inkrafttreten entrichtet, so kann die nachweis-
lich entrichtete Ausgleichsteuer unter den im
Abs. 4 genannten sonstigen Voraussetzungen
abweichend vom Abs. 12 für den Voranmel-
dungszeitraum geltend gemacht werden, in dem
die Ausgleichsteuer entrichtet worden ist.

(14) Die Voraussetzungen für den Abzug der
Vorsteuer nach den vorstehenden Bestimmungen
sind buchmäßig nachzuweisen.

Übergangsregelung für das Anlagevermögen
im Zusammenhang mit Ausfuhrumsätzen

§ 28. (1) Unternehmer, die Ausfuhrumsätze
tätigen und auf deren Umsätze § 21 Abs. 6 und 7
oder § 22 nicht anzuwenden sind, können für ihre
am Schluß des Kalenderjahres 1972 im Inland
vorhandenen Gegenstände des Anlagevermögens
nach Maßgabe der folgenden Absätze eine Vor-
steuer abziehen. Als Ausfuhrumsätze gelten die
nach § 6 Z. 1 und 2 bewirkten steuerfreien Um-
sätze sowie der Wert der Gegenstände, die der
Unternehmer ohne die Absicht der Wiederein-
fuhr im Rahmen seines Unternehmens zur eige-
nen Verfügung in das Ausland verbracht oder
versendet hat.

(2) Gegenstände des Anlagevermögens im
Sinne des Abs. 1 sind körperliche Wirtschafts-
güter, die der Abnutzung unterliegen und deren
Anschaffungs- oder Herstellungskosten nach den
Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 1967
im Kalenderjahr der Anschaffung oder Herstel-
lung nicht in voller Höhe als Betriebsausgaben
abgesetzt werden können. Zum Anlagevermögen
im Sinne dieser Bestimmung gehören auch Auf-
wendungen, die im Zusammenhang mit körper-
lichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens
getätigt worden und nach den Vorschriften des
Einkommensteuergesetzes 1967 aktivierungs-
pflichtig sind, nicht jedoch im Bau befindliche
Anlagen.

(3) Bei der Berechnung des abziehbaren Vor-
steuerbetrages für Gegenstände und Aufwendun-
gen (Abs. 2) haben Unternehmer,

1. die ihren Gewinn gemäß § 4 Abs. 1 und
§ 5 des Einkommensteuergesetzes 1967 ermitteln,
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von den in der Vermögensübersicht zum 31. De-
zember 1972, im Falle eines vom Kalenderjahr
abweichenden Wirtschaftsjahres von den, in der
Vermögensübersicht am Schluß des letzten vor
dem 31. Dezember 1972 endenden Wirtschafts-
jahres angesetzten Werten, oder

2. die ihren Gewinn gemäß § 4 Abs. 3
des Einkommensteuergesetzes 1967 ermitteln, von
den in einem ordnungsgemäß geführten Anlagen-
verzeichnis zum 31. Dezember 1972 ausgewiese-
nen Werten
auszugehen.

(4) Als Bemessungsgrundlage gilt nur jener Teil
des nach Abs. 3 ermittelten Wertes, der dem
Anteil der im Kalenderjahr 1973 bewirkten Aus-
fuhrumsätze an den im Jahr 1973 insgesamt
bewirkten steuerbaren Umsätzen zuzüglich des
Wertes jener Gegenstände, die der Unternehmer
ohne die Absicht der Wiedereinfuhr im Rahmen
seines Unternehmens zu seiner eigenen Verfügung
in das Ausland verbracht oder versendet hat, ent-
spricht.

(5) Ändert sich der Anteil der im Kalender-
jahr 1973 bewirkten Ausfuhrumsätze dadurch,
daß im Kalenderjahr 1973 in das Ausland ver-
brachte oder versendete Gegenstände bis zum
31. Dezember 1977 in das Inland zurückgelangen,
so ist der für das Kalenderjahr 1974 nach Abs. 1
vorgenommene Vorsteuerabzug entsprechend zu
berichtigen.

(6) Der Entlastungssatz beträgt 5 vom Hun-
dert der Bemessungsgrundlage (Abs. 4).

(7) Der abziehbare Vorsteuerbetrag darf frü-
hestens für den ersten Voranmeldungszeitraum
des Kalenderjahres 1974 gehend gemacht werden
und ist auf sämtliche Voranmeldungszeiträume
des Kalenderjahres 1974 in gleichen Teilbeträgen
zu verteilen. Ist der abziehbare Vorsteuerbetrag
nach Abs. 1 nicht höher als 6.000 S, so kann er
in einem Betrag abgesetzt werden. Der abzieh-
bare Vorsteuerbetrag ist spätestens in der Vor-
anmeldung für den letzten Voranmeldungszeit-
raum des Kalenderjahres 1974 geltend zu machen.

(8) Die Voraussetzungen für den Abzug der
Vorsteuer nach den vorstehenden Bestimmungen
sind buchmäßig nachzuweisen.

Übergangsregelung für das Anlagevermögen
(Selbstverbrauch)

§ 29. (1) In der Zeit vom 1. Jänner 1973 bis
zum 31. Dezember 1977 unterliegt neben den
im § 1 Abs. 1 Z.1 bis. 3 angeführten Umsätzen
auch der Selbstverbrauch der Umsatzsteuer.

(2) Selbstverbrauch liegt vor, wenn ein Unter-
nehmer körperliche Wirtschaftsgüter, die der
Abnutzung unterliegen und deren Anschaffungs-
oder Herstellungskosten nach den Vorschriften
des Einkommensteuergesetzes 1967 im Kalender-

Jahr der Anschaffung oder Herstellung nicht in
voller Höhe als Betriebsausgaben abgesetzt wer-
den können, im Inland der Verwendung oder
Nutzung als Anlagevermögen zuführt; das gilt
auch für Aufwendungen, die in Zusammenhang
mit körperlichen Wirtschaftsgütern des Anlage-
vermögens getätigt werden und nach den Vor-
schriften des Einkommensteuergesetzes 1967
aktivierungspflichtig sind.

(3) Auf Wirtschaftsgüter, die der Unternehmer
durch einen nach § 6 Z. 9 lit. a und lit. b steuer-
freien. Umsatz erworben hat, finden die Bestim-
mungen über den Selbstverbrauch keine Anwen-
dung; das gleiche gilt in jenen Fällen in denen
ein Unternehmer ein Wirtschaftsgut durch einen
nichtsteuerbaren Umsatz erworben hat, wenn
für diesen Vorgang — wäre er steuerbar gewe-
sen — die Steuerfreiheit nach § 6 Z. 9 lit. a und
lit.b hätte in Anspruch genommen werden
können.

(4) Die Abs. 2 und 3 gelten sinngemäß auch
für Wirtschaftsgüter, die nicht zu einem Betriebs-
vermögen gehören.

(5) Die Steuerpflicht nach Abs. 1 tritt nicht ein,
wenn der Unternehmer nur Umsätze bewirkt,
die nach 12 Abs. 3 zum Ausschluß vom Vor-
steuerabzug führen, oder wenn auf seine Umsätze
§ 21 Abs. 6 und 7 oder § 22 anzuwenden sind.
Liegen die Voraussetzungen des § 12 Abs. 4
oder 5 vor, so tritt die Steuerpflicht insoweit
nicht ein, als der Unternehmer zum Vorsteuer-
abzug nicht berechtigt ist.

(6) Bemessungsgrundlage ist der Wert, der im
Zeitpunkt des Selbstverbrauches nach den Vor-
schriften des Einkommensteuergesetzes 1967 bei
der Berechnung der Absetzung für Abnutzung
für die Wirtschaftsgüter oder für die aktivie-
rungspflichtigen Aufwendungen anzusetzen ist;
die Selbstverbrauchsteuer gehört nicht zur Be-
messungsgrundlage.

(7) Die Steuer betragt für den Selbstverbrauch
des Kalenderjahres

der Bemessungsgrundlage. Die Steuer für den
Selbstverbrauch ist vom Vorsteuerabzug ausge-

schlossen.

(8) Die Steuer für den Selbstverbrauch ermäßigt
sich in den Kalenderjahren 1973 und 1974 auf
6 vom Hundert der Bemessungsgrundlage
(Abs. 6), wenn der Unternehmer Ausfuhr-
umsätze im Sinne des § 28 Abs. 1 tätigt. Die
Ermäßigung der Steuer erstreckt sich jedoch nur
auf jenen Teil des Selbstverbrauches, der jeweils
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nach Maßgabe des § 28 Abs. 4 und 5 anteil-
mäßig den Ausfuhrumsätze der Kalenderjahre
1973 oder 1974 zuzurechnen ist.

(9) Die Steuerschuld entsteht mit Ablauf des
Voranmeldungszeitraumes, in dem der Unter-
nehmer den Selbstverbrauch ausgeführt hat.

(10) Wird ein Wirtschaftsgut, das bei dem
Unternehmer nach Abs. 1 besteuert wurde, vor
dem 1. Jänner 1978 geliefert oder zum Eigen-
verbrauch entnommen und sind diese Umsätze
steuerpflichtig oder nach § 6 Z. 1 steuerfrei, so
kann der Unternehmer die von ihm geschuldete
Umsatzsteuer kürzen. Der Kürzungsbetrag er-
gibt sich aus der Anwendung des im Kalenderjahr
der Lieferung oder der Entnahme für den Selbst-
verbrauch geltenden Steuersatzes (Abs. 7) auf das
Entgelt der Lieferung oder den Teilwert des
Eigenverbrauches; weder das Entgelt noch der
Teilwert dürfen jedoch höher sein als der nach
Abs. 6 für den Selbstverbrauch anzusetzende
Wert. Liegen im Kalenderjahr des Selbstver-
brauches die Voraussetzungen des § 12 Abs. 4
und 5 vor, so vermindert sich der Kürzungs-
betrag insoweit, als der Unternehmer in diesem
Kalenderjahr zum Vorsteuerabzug nicht berech-
tigt war.

(11) Für die Berechnung, Veranlagung, Vor-
anmeldung und Entrichtung der Steuer sind die
Bestimmungen des § 20 Abs. 1 bis 3 und des
§ 21 Abs. 1 bis 5 sinngemäß anzuwenden. Die
Bestimmung des § 18 Abs. 1 ist mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß aus den Aufzeichnungen
des Unternehmers die Bemessungsgrundlage und
der Zeitpunkt des Selbstverbrauches sowie der
Kürzungsbetrag (Abs. 10) zu ersehen sein müs-
sen.

(12) Hat ein Wirtschaftsgut am Schluß des
Kalenderjahres 1972 in fertigem oder unfertigem
Zustand zum Anlagevermögen eines Unterneh-
mers gehört und konnte dafür ein Vorsteuer-
abzug nach § 27 nicht in Anspruch genommen
werden, so erfolgt die Besteuerung des Selbst-
verbrauches hinsichtlich dieses Wirtschaftsgutes
nur insoweit, als die Bemessungsgrundlage für
den Selbstverbrauch (Abs. 6) den Buchwert des
Wirtschaftsgutes zum Schluß des Kalenderjahres
1972 übersteigt. Abs. 9 gilt entsprechend.

Vollziehung

§ 30. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist der Bundesminister für Finanzen be-
traut.

(2) Mit der Vollziehung der §§ 11, 17, 25
und 26 ist auch — soweit es sich um zivilrecht-
liche Bestimmungen handelt — der Bundesmini-
ster für Justiz betraut.

Jonas
Kreisky Androsch Broda

Anlage
(zu § 10 Abs. 2)

Verzeichnis der dem Steuersatz 8 vom Hundert
unterliegenden Gegenstände
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2 2 4 . Bundesgesetz vom 15. Juni 1972 über
die Einführung des Umsatzsteuergesetzes 1972

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz über die Besteuerung der
Umsätze (Umsatzsteuergesetz 1972) tritt gleich-
zeitig mit diesem Bundesgesetz in Kraft.

Artikel II

Aufhebung derzeit geltender bundesgesetzlicher
Vorschriften auf dem Gebiete der Umsatzsteuer

und der Beförderungssteuer

(1) Die derzeit auf dem Gebiete der Umsatz-
und Beförderungssteuer geltenden bundesgesetz-
lichen Vorschriften treten unbeschadet der Be-
stimmungen des Artikels VI dieses Bundesgesetzes
außer Kraft. Insbesondere treten außer Kraft:

1. Das Umsatzsteuergesetz 1959, BGBl.
Nr. 300/1958, in der am 31. Dezember
1972 geltenden Fassung;

2. das Beförderungssteuergesetz 1953, BGBl.
Nr. 22, in der am 31. Dezember 1972 gel-
tenden Fassung;

3. Artikel VII Abs. 1 bis 3 des Steuerände-
rungsgesetzes 1949, BGBl. Nr. 132;

4. § 2 des Ausfuhrförderungsgesetzes 1953,
BGBl. Nr. 119;

5. § 72 Abs. 3 erster Satz des Nationalbank-
gesetzes 1955, BGBl. Nr. 184, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 276/
1969;

6. § 14 TP 8 und § 37 des Gebührengesetzes
1957, BGBl. Nr. 267, in der am 31. Dezem-
ber 1972 geltenden Fassung;

7. § 4 Abs. 1 des Privatbahnunterstützungs-
gesetzes 1959, BGBl. Nr. 286/1958, in der
am 31. Dezember 1972 geltenden Fassung
hinsichtlich der Beförderungssteuer;

8. § 20 Abs. 2 und 3 des Schaumweinsteuer-
gesetzes 1960, BGBL Nr. 247;

9. § 30 des Tabaksteuergesetzes 1962, BGBl.
Nr. 107;

10. § 27 Abs. 3 des Glücksspielgesetzes, BGBl.
Nr. 169/1962, in der am 31. Dezember
1972 geltenden Fassung;

11. § 3 b Abs. 2 des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 135/1964 in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 443/1969;

12. § 15 Abs. 4 des Finanzausgleichsgesetzes
1967, BGBl. Nr. 2, in der am 31. Dezem-
ber 1972 geltenden Fassung;

13. § 28 Abs. 2 des Forschungsförderungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 377/1967, in der am
31. Dezember 1972 geltenden Fassung;

14. § 55 Abs. 2 des Marktordnungsgesetzes
1967, BGBl. Nr. 36/1968, in der am
31. Dezember 1972 geltenden Fassung;

15. § 7 Abs. 2 des Tauernautobahn-Finanzie-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 115/1969;

16. § 20 Abs. 2 des Weinwirtschaftsgesetzes,
BGBl. Nr. 296/1969;

17. § 7 Abs. 2 des Pyhrn-Autobahn-Finanzie-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 479/1971;

18. § 5 Abs. 2 des IAKW-Finanzierungsgesetzes,
BGBl. Nr. 150/1972.

(2) Zwischenstaatliche Vereinbarungen auf dem
Gebiete des Umsatzsteuerrechtes werden durch
dieses Bundesgesetz nicht berührt.

Artikel III

Maßnahmen auf dem Gebiete der Umsatzsteuer

In den Kalenderjahren 1973 bis 1982 gehören
jene Teile des Hauptmietzinses, die zur Deckung
von Fehlbeträgen im Sinne des § 7 Abs. 1 und 2
des Mietengesetzes oder des § 2 des Zins-
stoppgesetzes für vor dem 1. Jänner 1973
durchgeführte Erhaltungsarbeiten zu entrichten
sind, nicht zum Entgelt gemäß § 4 Abs. 1 des
Umsatzsteuergesetzes 1972. Das gleiche gilt für
Annuitätenzahlungen im Rahmen der Nutzungs-
gebühr (des Bestandzinses) durch den Nutzungs-
berechtigten (den Bestandnehmer) zur Tilgung
von Darlehen für Wohnhäuser, für welche die
Benützungsbewilligung nach dem 31. Dezember
1962 erteilt wurde, insoweit die Annuitäten-
zahlungen auf Leistungen entfallen, die vor dem
1. Jänner 1973 bewirkt worden sind.

Artikel IV

Änderungen der Bundesabgabenordnung

Die Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/
1961, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 201/1965 und 134/1969 und der Kund-
machung BGBl. Nr. 141/1966 wird unbeschadet
der Bestimmungen des Artikels V wie folgt ge-
ändert:

1. Die §§ 4 Abs. 2 lit. c und d, 52 letzter Satz
und 152 werden aufgehoben.

2. Der § 61 hat zu lauten:

„§ 61. Für die Erhebung der Umsatzsteuer mit
Ausnahme der Einfuhrumsatzsteuer ist das
Finanzamt örtlich zuständig, von dessen Bereich
aus der Unternehmer sein Unternehmen betreibt.
Geschieht dies vom Ausland aus, so ist das
Finanzamt zuständig, in dessen Bereich der
Unternehmer sein Unternehmen im Inland be-
treibt und, wenn dies in den Bereichen mehrerer
Finanzämter geschieht, das Finanzamt, in dessen
Bereich der Unternehmer sein Unternehmen im
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Inland vorwiegend betreibt. Hat ein Unterneh-
mer, der sein Unternehmen vom Ausland aus
betreibt, im Inland weder einen Wohnsitz (Sitz)
noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder eine
Betriebsstätte, so ist für Unternehmer, welche
einen Vorsteuerabzug auf Grund des Abkom-
mens zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland über die Umsatz-
besteuerung des Waren- und Dienstleistungsver-
kehrs zwischen den österreichischen Gemeinden
Mittelberg und Jungholz und der Bundesrepu-
blik Deutschland geltend machen, das Finanzamt
Bregenz örtlich zuständig; in allen übrigen Fällen
ist das Finanzamt Graz-Stadt örtlich zuständig."

3. Der § 65 hat zu lauten:

„§ 65. (1) Unbeschadet der Bestimmung des
Abs. 2 ist für die Erhebung der Kraftfahrzeug-
steuer das Finanzamt, in dessen Bereich die Zu-
lassung zum Verkehr zuletzt erfolgt ist, örtlich
zuständig. Bei widerrechtlicher Benützung eines
Kraftfahrzeuges ist das Finanzamt örtlich zu-
ständig, das als erstes davon Kenntnis erlangt.

(2) Im grenzüberschreitenden Verkehr mit
nicht im Inland zugelassenen Kraftfahrzeugen
sind die Grenzzollämter für die Erhebung der
Kraftfahrzeugsteuer zuständig."

4. Der erste Satz des § 73 hat zu lauten:
„Für die Erhebung der Abgaben vom Einkom-
men, Vermögen und Umsatz und der Gewerbe-
steuer (§§ 55 bis 61) ist das Finanzamt von dem
Zeitpunkt an örtlich zuständig, in dem es von
den seine Zuständigkeit begründenden Voraus-
setzungen Kenntnis erlangt."

5. Der Abs. 1 des § 134 hat zu lauten:

„(1) Die Abgabenerklärungen für die Einkom-
mensteuer, die Körperschaftsteuer, die Gewerbe-
steuer nach dem Gewerbeertrag und dem Ge-
werbekapital und die Umsatzsteuer sind bis zum
Ende des Monates März jedes Jahres einzurei-
chen. Diese Frist kann vom Bundesminister für
Finanzen allgemein erstreckt werden."

6. Im Abs. 2 des § 260 hat in der lit. c an
die Stelle des Wortes „Ausgleichsteuer" das Wort
„Einfuhrumsatzsteuer" zu treten.

Artikel V

Änderungen des Finanzstrafgesetzes

Das Finanzstrafgesetz, BGBL Nr. 129/1958, in
der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 21/
1959 und der Bundesgesetze BGBl. Nr. 92/
1959, 111/1960, 194/1961 und 145/1969 wird wie
folgt geändert:

1. § 2 hat zu lauten:

„§ 2. (1) Abgaben im Sinne dieses Artikels
sind:

a) die bundesrechtlich geregelten öffentlichen
Abgaben sowie die bundesrechtlich geregel-
ten Beiträge an öffentliche Fonds und an
Körperschaften des öffentlichen Rechtes,
die nicht Gebietskörperschaften sind, so-
weit diese Abgaben und Beiträge von Ab-
gabenbehörden des Bundes zu erheben
sind;

b) die Grundsteuer und die Lohnsummen-
steuer.

(2) Nicht unter Abgaben im Sinne des Abs. 1
fallen:

a) die Stempel- und Rechtsgebühren, die Kon-
sulargebühren und die Kraftfahrzeugs teuer;

b) der Importausgleich nach dem Marktord-
nungsgesetz 1967, BGBl. Nr. 36/1968.

(3) Monopole im Sinne dieses Artikels sind
das Branntweinmonopol, das Salzmonopol und
das Tabakmonopol."

2. § 25 und seine Überschrift haben zu lauten:
„ A b s e h e n v o n d e r S t r a f e ; V e r w a r -

n u n g

§ 25. (1) Die Finanzstrafbehörde kann von der
Durchführung eines Finanzstrafverfahrens und
von der Verhängung einer Strafe absehen, wenn
das Verschulden des Täters geringfügig ist und
die Tat keine oder nur unbedeutende Folgen
nach sich gezogen hat. Sie kann jedoch dem Täter
mit Bescheid eine Verwarnung erteilen, wenn
dies geboten ist, um ihn von weiteren Finanz-
vergehen abzuhalten.

(2) Unter den im Abs. 1 angeführten Voraus-
setzungen können die Behörden und Ämter der
Bundesfinanzverwaltung von der Erstattung einer
Anzeige (§ 80) absehen."

3. Im § 33 Abs. 1 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Das Bewirken einer ungerechtfertigten Ab-
gabengutschrift ist dem Bewirken einer Abgaben-
verkürzung gleichzuhalten."

4. Nach § 33 wird folgender § 33 a eingefügt:

„§ 33 tu (1) Der Abgabenhinterziehung macht
sich auch schuldig, wer zu seinem oder eines
anderen Vorteil als Abgabepflichtiger oder bei
Wahrnehmung der Angelegenheiten eines Ab-
gabepflichtigen wider besseres Wissen eine Ab-
gabenverkürzung (§ 33 Abs. 1 lit. b) dadurch
bewirkt, daß er die Verpflichtung zur Abgabe
von Voranmeldungen (§ 21 des Umsatzsteuer-
gesetzes 1972) verletzt. § 33 Abs. 1 letzter Satz
gilt entsprechend.

(2) Die Abgabenhinterziehung wird nach den
Bestimmungen des § 33 Abs. 3 geahndet."
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5. § 34 Abs. 1 hat zu lautem

„§ 34. (1) Der fahrlässigen Abgabenverkürzung
macht sich schuldig

a) wer zu seinem oder eines anderen Vorteil
als Abgabepflichtiger oder zum Steuerabzug
Verpflichteter oder bei Wahrnehmung der
Angelegenheiten solcher Personen fahrläs-
sig eine Abgabenverkürzung der im § 33
Abs. 1 bezeichneten Art dadurch bewirkt,
daß er eine abgabenrechtliche Anzeige-,
Offenlegungs- oder Wahrheitspflicht ver-
letzt;

b) wer fahrlässig eine Abgabenverkürzung
dadurch bewirkt, daß er Sachen, für die
eine Abgabenbegünstigung gewährt wurde,
zu einem anderen als jenem Zweck ver-
wendet, der für die Abgabenbegünstigung
zur Bedingung gemacht war, und es zum
eigenen Vorteil oder zum Vorteil eines
anderen unterläßt, dies dem Finanzamt vor
der anderweitigen Verwendung anzuzei-
gen."

6. § 48 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 lit. a und b haben zu lauten:
„a) wer Abgaben, die nicht bescheidmäßig fest-

zusetzen sind, oder wer, ohne hiedurch den
Tatbestand des § 33 a zu erfüllen, Voraus-
zahlungen an Umsatzsteuer nicht spätestens
am fünften Tag nach Fälligkeit entrichtet
oder abführt, es sei denn, daß der Zah-
lungs(Abfuhr)pflichtige bis zu diesem Zeit-
punkt die Höhe des geschuldeten Betrages
bekanntgibt; im übrigen ist die Versäu-
mung eines Zahlungstermines für sich allein
nicht strafbar;

b) wer, ohne hiedurch den Tatbestand des
§ 33 a zu erfüllen, durch Abgabe unrich-
tiger Voranmeldungen (§ 21 des Umsatz-
steuergesetzes 1972) ungerechtfertigte Ab-
gabengutschriften geltend macht;"

b) Die bisherigen lit. b, c und d erhalten die
Bezeichnung c, d und e.

c) Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Finanzordnungswidrigkeit wird in den
Fällen des Abs. 1 lit. c und e mit einer Geld-
strafe bis zu 20.000 S, in den Fällen des Abs. 1
lit. a, b und d mit einer Geldstrafe bis zu
50.000 S geahndet. In den Fällen des Abs. 1 lit. a
und b beträgt das Höchstausmaß der Geldstrafe
ein Viertel des nicht oder verspätet entrichteten
oder abgeführten Abgabenbetrages oder der gel-
tend gemachten Abgabengutschrift, wenn diese
200.000 S übersteigen."

d) Im Abs. 3 tritt an die Stelle des Zitates
„Abs. 1 lit. c" das Zitat „Abs. 1 lit. d".

7. § 53 wird wie folgt geändert!

a) Abs. 2 lit. e hat zu lauten:

„e) der Finanzvergehen, die die Verkehrsteu-
ern betreffen."

b) Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:

„(3) Im Abs. 1 lit. e tritt an die Stelle des
Wertbetrages von 200.000 S der Wertbetrag von
150.000 S in den Fällen der Hinterziehung (§§ 33
und 33 a) und der fahrlässigen Verkürzung (§ 34)
der veranlagten Abgaben vom Einkommen oder
vom Vermögen, der Gewerbesteuer (mit Aus-
nahme der Lohnsummensteuer) oder der Um-
satzsteuer."

8. § 54 hat zu lauten:

„§ 54. Im Strafverfahren wegen Finanzver-
gehen, die Abgaben der im § 53 Abs. 3 bezeich-
neten Art betreffen, darf, soweit es sich um ein
verwaltungsbehördliches Finanzstrafverfahren
handelt, die mündliche Verhandlung, soweit es
sich um ein gerichtliches Finanzstrafverfahren
handelt, die Hauptverhandlung erst durchgeführt
werden, wenn das Ergebnis der rechtskräftigen
endgültigen Abgabenfestsetzung (§ 53 Abs. 4
lit. a) für den Zeitraum vorliegt, den die straf-
bare Tat betrifft."

9. Im § 55 Abs. 2 tritt an die Stelle des Zitates
„§ 48 Abs. 1 lit. a" das Zitat „§ 48 Abs. 1 lit. a
und b".

10. § 58 Abs. 1 lit. a hat zu lautem

„a) für Finanzvergehen, die bei oder im Zu-
sammenhang mit der Ein-, Aus- oder
Durchfuhr von Waren begangen werden,
und für Finanzvergehen, durch welche sonst
Abgabenvorschriften, deren Handhabung
der Zollverwaltung oder ihren Organen
oder der Zollwache obliegt, verletzt wer-
den, die im § 11 Abs. 1 des Bundesgesetzes
vom 6. Juli 1954, BGBl. Nr. 149, über den
Aufbau der Abgabenverwaltung des Bun-
des, genannten Zollämter, wenn diese
Finanzvergehen im Bereich der diesen Zoll-
ämtern übergeordneten Finanzlandesdirek-
tionen begangen oder entdeckt worden
sind;"

11. § 146 hat zu lauten:

„§ 146. (1) Unter der Voraussetzung des § 58
Abs. 1 lit. g können die dort genannten Zoll-
ämter bei geringfügigen Finanzvergehen auf
Grund eines Geständnisses durch Strafverfügung
Geldstrafen nach Maßgabe der Strafsätze der
§§ 33 bis 37, 44 bis 46 und 48, jedoch nur bis
zu einem Höchstausmaß von 4000 S verhängen
und, soweit dies in den §§ 35, 37, 44 und 46
vorgesehen ist, den Verfall aussprechen (verein-
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fachte Strafverfügung). Gegen diese Strafver-
fügung ist ein Einspruch unzulässig. Eine solche
Strafverfügung darf nur erlassen werden, wenn
sich der Beschuldigte nach Bekanntgabe der in
Aussicht genommenen Strafe und nach Beleh-
rung, daß ein Einspruch unzulässig sei, mit der
Erlassung der vereinfachten Strafverfügung ein-
verstanden erklärt.

(2) Als geringfügige Finanzvergehen gelten:
a) Finanzordnungswidrigkeiten, ausgenommen

solche im Zusammenhang mit der Ein-,
Aus- oder Durchfuhr von Waren, wenn der
Wert dieser Waren 10.000 S übersteigt,

b) die Finanzvergehen nach den §§ 33 bis 37,
§ 44 Abs. 1 lit. c, §§ 45 und 46, wenn der
strafbestimmende Wertbetrag oder die
Summe der strafbestimmenden Wert-
beträge (§ 53 Abs. 1 lit. e) 2000 S nicht
übersteigt."

12. § 251 Abs. 2 erster Halbsatt hat zu lauten:

„(2) Zu des Abgabenverfahren im Sinne des
ersten Absatzes zählen auch Verfahren wegen
Stempel- und Rechtsgebühren, Konsulargebüh-
ren, Kraftfahrzeugsteuer, Grundsteuer und Lohn-
summensteuer;"

Artikel VI

Anwendung derzeit geltender bundesgesetzlicher
Vorschriften auf dem Gebiete der Umsatzsteuer,
der Beförderungssteuer und des Finanzstraf-

rechtes

(1) Die derzeit auf dem Gebiete der Umsatz-
und Beförderungssteuer geltenden bundesgesetz-
lichen Vorschriften sind auf Lieferungen, son-
stige Leistungen, den Eigenverbrauch, vergü-
tungsfähige Vorgänge und Beförderungen, wenn
diese Vorgänge vor dem 1. Jänner 1973 bewirkt
worden sind, sowie auf die Einfuhr von Waren,
bei welcher der für die Anwendung der zoll-
tarifarischen Bestimmungen maßgebende Zeit-
punkt gemäß § 6 des Zollgesetzes 1955, BGBl.
Nr. 129, vor dem 1. Jänner 1973 liegt, weiter-
hin anzuwenden.

(2) In die nach § 21 Abs. 1 des Umsatzsteuer-
gesetzes 1972 abzugebende Voranmeldung sind
auch jene Umsatz- und Beförderungssteuer-
beträge aufzunehmen, die auf Vorgänge entfal-
len, die vor dem 1. Jänner 1973 bewirkt worden
sind.

(3) Auf Finanzvergehen betreffend die Beför-
derungssteuer ist unabhängig vom Zeitpunkt
ihrer Begehung das Finanzstrafgesetz in der bis
zum Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes gelten-
den Fassung weiterhin anzuwenden. Dasselbe gilt
für Verletzungen der Geheimhaltungspflicht be-
treffend die in Stempelmarken zu entrichtende
Beförderungssteuer.

Artikel VII

Änderungen auf dem Gebiet« der Einkommen-
steuer

1. Das Einkommensteuergesetz 1967, BGBl.
Nr. 268, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 9/1969, 194/1969, 9/1970, 370/1970,
228/1971, 370/1971 und 460/1971 wird wie folgt
geändert:

a) Im § 6 Abs. 1 sind nach der Z. 9 folgende
Bestimmungen einzufügen:

„10. Der Vorsteuerbetrag nach § 12 Abs. 1
des Umsatzsteuergesetzes 1972 gehört, soweit er
bei der Umsatzsteuer abgezogen werden kann,
nicht zu den Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten des Wirtschaftsgutes, auf dessen Anschaf-
fung oder Herstellung er entfällt. Die Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten bleiben jedoch
unberührt, wenn der Vorsteuerabzug nach § 12
Abs. 10 und 11 des Umsatzsteuergesetzes 1972
berichtigt wird; in diesem Falle sind, sofern eine
Forderung im Sinne der Z. 11 nicht mehr besteht,
die Mehrbeträge als Betriebseinnahmen und die
Minderbeträge als Betriebsausgaben zu behan-
deln.

11. Der Vorsteuerbetrag nach § 12 Abs. 1
des Umsatzsteuergesetzes 1972 ist, soweit er bei
der Umsatzsteuer abgezogen werden kann, als
Forderung auszuweisen."

b) Im § 9 Abs. 1 Z. 6 ist nach lit. d als eigener
Absatz einzufügen:

„Die Bestimmungen des § 6 Abs. 1 Z. 10
gelten sinngemäß."

2. Soweit eine Entlastung des zum 31. Dezem-
ber 1972 im Betriebsvermögen enthaltenen Vor-
ratsvermögens gemäß § 27 des Umsatzsteuer-
gesetzes 1972 in Anspruch genommen wird, ist
eine Neubewertung des Vorratsvermögens zum
1. Jänner 1973 durchzuführen. Dabei sind die
zum 31. Dezember 1972 maßgebenden Buch-
werte um den Vorsteuerbetrag gemäß § 27 des
Umsatzsteuergesetzes 1972 zu kürzen. Die
gekürzten Beträge gelten als Teilwerte im Sinne
des § 6 Abs. 1 Z. 2 des Einkommensteuer-
gesetzes 1967. Der Vorsteuerbetrag ist zum
1. Jänner 1973 als Forderung an das Finanzamt
auszuweisen.

3. Die Umsatzsteuer für den Selbstverbrauch
nach § 29 des Umsatzsteuergesetzes 1972 gehört
zu den Anschaffungs- oder Herstellungskosten
des Wirtschaftsgutes, auf dessen Selbstverbrauch
sie entfällt.

Artikel VIII

Maßnahmen auf dem Gebiete des Bewertungs-
rechtes

1. Soweit von Betrieben, die im Sinne des
§ 65 Abs. 2 des Bewertungsgesetzes 1955 (Bewer-
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tungsgesetz 1955, BGBl. Nr. 148/1955, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 145/1963,
181/1965 und 172/1971) regelmäßig jährliche Ab-
schlüsse auf den Schluß des Kalenderjahres
machen, eine Entlastung des zum 31. Dezember
1972 Im Betriebsvermögen enthaltenen Vorrats-
vermögens gemäß § 27 des Umsatzsteuergesetzes
1972 in Anspruch genommen wird, ist dies bei
der Feststellung des Einheitswertes des Betriebs-
vermögens zum 1. Jänner 1973, soweit die Vor-
aussetzungen des § 21 des Bewertungsgesetzes
1955 gegeben sind, zu berücksichtigen. Die zum
Abschlußzeitpunkt maßgebenden Werte sind für
diese Betriebe abweichend von § 65 Abs. 4 des
Bewertungsgesetzes 1955 um den Vorsteuerbetrag
gemäß § 27 des Umsatzsteuergesetzes 1972 zu
kürzen. Dieser Vorsteuerbetrag ist zum 1. Jän-
ner 1973 als Forderung an das Finanzamt auszu-
weisen.

2. Auf Betriebe, die gemäß § 65 Abs. 3 des
Bewertungsgesetzes 1955 regelmäßig Abschlüsse
auf einen vom Schluß des Kalenderjahres abwei-
chenden Zeitpunkt vornehmen und den Schluß
des Wirtschaftsjahres, das dem Feststellungszeit-
punkt vorangeht, dem Einheitswert zugrunde
legen, ist Z. 1 nicht anzuwenden.

Artikel IX

Befreiung von den Stempel- und Rechtsgebühren

Zusätze oder Nachträge, die aus Gründen der
Änderung der umsatzsteuerlichen Belastung zu
bereits vor dem 31. Dezember 1972 abgeschlos-
senen Verträgen beurkundet werden, sind von
den Stempel- und Rechtsgebühren befreit.

Artikel X

Änderungen des Tabaksteuergesetzes

1. Das Tabaksteuergesetz 1962, BGBL Nr. 107,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 404/
1967, 44/1968 und 302/1968 wird wie folgt geän-
dert:

§ 2 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Tabaksteuer ist vom Verkaufspreis

der Tabakwaren zu berechnen und betragt
a) für Zigaretten 55%;
b) für Rauchtabak, der auf eine Breite von

weniger als 1•4 mm zerkleinert ist (Fein-
schnitt), und für Rauchtabak, der mehr als
50 Gewichtsprozent Feinschnitt enthält,
47%;

c) für andere Tabakwaren 34%."

2. Die in Z. 1 angeführten Steuersätze sind
auf Tabakwaren anzuwenden, für welche die
Tabaksteuerschuld nach dem Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes entsteht.

Artikel XI

Maßnahmen zur Zwischenfinanzierung der Vor-
ratsentlastung

1. Zur Zwischenfinanzierung der Vorratsent-
lastung wird der Bundesminister für Finanzen
ermächtigt, Anleihen, Darlehen und sonstige Kre-
dite bei inländischen und ausländischen Gläu-
bigern bis zu einem Gesamtbetrag von 10 Mil-
liarden Schilling zu den im Artikel VI Abs. 1
Z. 1. lit. b bis d des Bundesfinanzgesetzes für
das Jahr 1972 enthaltenen Bedingungen aufzu-
nehmen.

2. Die Erlöse aus den nach diesem Bundes-
gesetz durchgeführten Kreditoperationen sind im
Entwurf des Bundesvoranschlages in der ordent-
lichen Gebarung zu veranschlagen.

3. Die Schuldverpflichtungen aus den nach
diesem Bundesgesetz durchgeführten Kreditope-
rationen sind bis spätestens 1977 zu tilgen.

4. Die nach Abstattung der Vorratsentlastung
verbleibenden Erlöse aus der Selbstverbrauch-
steuer sind für die Tilgung und Zinsen der nach
diesem Bundesgesetz entstandenen Schuldver-
pflichtungen zweckgebunden.

5. Der Bundesminister für Finanzen wird wei-
ters ermächtigt, die gemäß Z. 1 entstandenen
Verpflichtungen durch Hinausschieben der Fäl-
ligkeit bei sonst unveränderten Bedingungen zu
prolongieren oder auch zur Erstreckung der Til-
gungsverpflichtungen zu konvertieren, wobei der
gemäß Z. 3 festgesetzte Zeitpunkt nicht über-
schritten werden darf.

Durch diese Kreditoperationen darf der jewei-
lige Stand der Verpflichtungen den gemäß Z. 1
festgelegten Gesamtbetrag und, im Falle der Kon-
version, die gemäß Z. 1 sich ergebende Gesamt-
belastung nicht übersteigen.

6. Die Verrechnung aus einer Prolongation
oder Konversion gemäß Z. 5 hat in der Anle-
hensgebarung zu erfolgen.

Artikel XII

Änderungen auf dem Gebiete des Zivilrechtes

1. Umstellung langfristiger Verträge

Beruht eine Leistung auf einem Vertrag, der
vor dem 1. Jänner 1973 geschlossen worden ist,
und hat ach die umsatzsteuerliche Belastung der
Leistung nach dem Umsatzsteuergesetz 1972 für
einen Vertragsteil nicht unerheblich erhöht oder
vermindert, so kann im ersten Fall der Leistende,
im zweiten Fall der Empfänger der Leistung einen
angemessenen Ausgleich verlangen; dies gilt nicht,
soweit die Vertragsteile etwas anderes vereinbart
haben.
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2. Sondervorschriften über Mietverträge
Bei Mietverträgen über Wohnungen, die dem

Kündigungsschutz des Mietengesetzes unterliegen,
ist der Vermieter, soweit für den Mietgegenstand
ein vor dem 1. Jänner 1973 vereinbarter oder
auf gesetzlicher Vorschrift beruhender Mietzins
entrichtet wird, nur dann berechtigt, dem Mieter
die vom Mietzins zu entrichtende Umsatzsteuer
anzurechnen, wenn der Mieter dies ausdrücklich
verlangt. Bei allen übrigen Mietverträgen über
Wohnungen und bei Mietverträgen über sonstige
Räumlichkeiten ist der Vermieter berechtigt, die
vom Mietzins zu entrichtende Umsatzsteuer dem
Mieter anzurechnen. Insoweit der Vermieter die
Umsatzsteuer selbst trägt, darf er sie als eine
Auslage aus dem Mietzins verrechnen. Die nach
den Bestimmungen des § 12 des Umsatzsteuer-
gesetzes 1972 abziehbaren Vorsteuerbeträge ge-
hören jedoch weder zu den dem Mieter auf-
rechenbaren Betriebskosten oder sonstigen Aus-
lagen, noch zu den in einer zwischen dem Ver-
mieter und dem Mieter gebotenen Abrechnung
anrechenbaren Auslagen. Das gleiche gilt für
Nutzungsverträge über Wohnungen, Geschäfts-
räume und andere Räumlichkeiten.

3. Ersatzrechtliche Sondervorschriften

Der Umstand, daß jemand, der Anspruch auf
Ersatz für eine Sache oder Leistung hat, als
Unternehmer zum Abzug von Vorsteuern (§ 12
des Umsatzsteuergesetzes 1972) berechtigt ist,
berührt an sich die Bemessung dies Ersatzes nicht.
Schließt der Ersatzbetrag auch Umsatzsteuer ein,
so erwächst jedoch dem Ersatzpflichtigen gegen
den Ersatzberechtigten ein Rückersatzanspruch
in der Höhe des Umsatzsteuerbetrages, sobald
und soweit ihn der Ersatzberechtigte ab Vor-
steuer abziehen könnte. Dient der Ersatzbetrag
dazu, die Wiederbeschaffung oder Wiederherstel-
lung einer Sache oder Leistung zu ermöglichen,
so ist als Zeitpunkt, in dem der Ersatzberechtigte
den Vorsteuerabzug geltend machen könnte, der
Zeitpunkt anzusehen, in dem er dies unter An-
nahme einer unverzüglichen Wiederbeschaffung
oder Wiederherstellung tun könnte. Der Ersatz-
berechtigte ist verpflichtet, dem Ersatzpflichtigen
Auskunft über den Vorsteuerabzug zu geben und
ihm in die darauf bezüglichen Belege Einsicht zu
gewähren.

Artikel XIII

Änderungen des Wohnhaus-Wiederaufbaugesetzes

1. Die Beiträge nach § 7 Abs. 1 Z. 2 lit. a und b
sowie § 7 a Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz, BGBl.

Nr. 130/1948, in der am 31. Dezember 1972 gel-
tenden Fassung, sind, wenn sie jährlich entrichtet
werden, letztmals am 15. Mai 1972 in Höhe
eines Jahresbetrages, und wenn sie vierteljährlich
entrichtet werden, letztmals am 15. Feber 1973
in Höhe eines Viertels des Jahresbetrages für
1972 zu entrichten. Die Erhebung rückständiger
Beiträge wird hiedurch nicht berührt.

2. Der § 9 Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz,
BGBl. Nr. 130/1948, in der am 31. Dezember
1972 geltenden Fassung, tritt mit Ablauf des
31. Dezember 1972 außer Kraft. Wenn und inso-
weit der Vermieter am 31. Dezember 1972 zur
Einhebung des Zuschlages nach dieser Bestim-
mung oder des Neuvermietungszuschlages nach
§ 16 Abs. 1 des Mietengesetzes in der am 31. De-
zember 1967 in Geltung gestandenen Fassung
berechtigt ist, darf er den Zuschlag (Neuvermie-
tungszuschlag) nach dem 31. Dezember 1972 ein-
heben. Hebt er den Zuschlag (Neuvermietungs-
zuschlag) nach dem 31. Dezember 1972 ein, so
gelten hiefür die Bestimmungen des Mietengeset-
zes über die Verwendung und Verrechnung des
Hauptmietzinses.

Artikel XIV

Inkrafttreten

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ausnahme
des Artikels IX mit 1. Jänner 1973 in Kraft.

(2) Die Bestimmungen des Artikels IX treten
mit der Kundmachung dieses Bundesgesetzes in
Kraft.

Artikel XV

Vollziehung

(1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist unbeschadet der Abs. 2 und 3 der Bundes-
minister für Finanzen betraut.

(2) Mit der Vollziehung der Artikel V und VI
Abs. 3 ist auch der Bundesminister für Justiz
betraut.

(3) Mit der Vollziehung der Artikel XII und
XIII Z. 2 ist der Bundesminister für Justiz
betraut.

Jonas
Kreisky Androsch Broda


